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Über den Begriff CYBERLEXONOMICS

CYBERLEXONOMICS ist ein Begriff, der sich aus

CYBER, LEX und ECONOMICS zusammensetzt.

CYBER steht für die Einbeziehung des Cyberspace in

unser Leben, das sich in den letzten Jahrtausenden

"nur" auf die REALWORLD erstreckte. Die lateinische

LEX steht auch für die Verwurzelung des

(TRADITIONAL) LAW in der Rechtsgeschichte. Das

angelsächsische ECONOMICS weist auf das

Zusammenwirken von Rechts- und

Wirtschaftswissenschaften in der Zukunft hin. Damit

wird die Tendenz dieser Forschungsperspektive

verdeutlicht: Es handelt sich um eine

zukunftswissenschaftliche Forschung mit

rechtswissenschaftlicher Ausgangsperspektive.

Beabsichtigt ist, dass nicht nur die Präsentation der Forschungsergebnisse im Cyberspace

erfolgt, sondern auch die Technikwissenschaften (und die

technische/juristische/ökonomische Praxis) in den Schaffensprozess integriert werden. 

Über  "Raum" und "Welt" - zum Unterschied zwischen Cyberspace und REALWORLD

In räumlicher Perspektive gilt: CYBERLEXONOMICS ist eine Forschungsperspektive, aus der

gegenwärtig der Übergang von der REALWORLD in den Cyberspace analysiert wird. Es

handelt sich beim Cyberspace um die fünfte Dimension des Seins: Die "m " der

REALWORLD, die durch die Zeit als vierte Dimension geprägt sind, werden durch einen

weiteren Raum ergänzt - den von der Technik geschaffenen Raum (kybernetiké téchne). Die

terminologische Unterscheidung zwischen REALWORLD und Cyberspace - Welt und Raum -

erklärt sich durch die unterschiedliche Steuerungskraft des Rechts in beiden Dimensionen.

Unbestritten existieren in der REALWORLD jahrtausende alte Erfahrungen mit der

Durchsetzung von Recht (POLICING, COMPLIANCE & ENFORCEMENT) - unbestritten

bestehen diese Erfahrungen im Cyberspace nicht. Wo also der Raum auf Erden und in der

Luft durch Recht (TRADITIONAL LAW) vielleicht lebenswerter wird - und eine Welt konturiert

-  fehlt diese  Basis wie Kultur im Cyberspace. Diesen Unterschied, der

Forschungsgegenstand ist (auch hinsichtlich der Grenzen von (Nicht-)Recht), wird durch

die Unterscheidung von SPACE und WORLD angekündigt. Ziel der CYBERLEXONOMICS-

Forschungen ist die CYBERWORLD.

Über "TPT-Management" - die zeitliche Perspektive

In zeitlicher Perspektive (Management "by Time", "by Persons" & "by Technology" ("TPT-

Management") [1] gilt: Zeitlich mag es sich bei Cyberlaw und CYBERLEXONOMICS um

"Disziplinen" handeln, die sich auf eine Übergangsperiode (Transition Period) konzentrieren.

3

1/10

http://cyberlexonomics.de/


Es ist bekannt: Disziplinen werden "geboren" und Disziplinen können "sterben" [2]. 

Über WA(H)RE SPRACHE - die Inhaltsfokussierung

In thematischer Perspektive ergibt sich für diese Grundlagenforschung ein Fokus auf

"qualifizierte Information": WA(H)RE SPRACHE bietet demzufolge eine Chance für

qualifizierte Entscheidungen (Dezisionen). Und: Wissen setzt einen Prozess der

Wissensgewinnung voraus, der auch im deutschen zusammengesetzten Hauptwort

"Wissenschaft" zum Ausdruck kommt [3]. Zum Schutz dieses Prozesses des "Schaffens"

stellt sich für das Rechtssystem die Frage des Schutzes eines "Rechts auf Irrtum" und die

Aufgabe eines qualifizierten Umgangs mit dem "Risk of Chill" - und damit der Abwehr von

Angriffen durch das Rechtssystem als "Intimidationsstrategie". Ein Beispiel für eine solche

"Intimidationsstrategie" sind die sogenannten "Abo-Fallen": Das Rechtssystem wird hier von

Rechtsanwälten als "unabhängigen Organen der Rechtspflege" (§ 1 BRAO) genutzt, um

Geschäftsmodelle "durchzusetzen", die keine sein dürften.

Das inhaltliche (Contentorientierung) Grundlagendokument für CYBERLEXONOMICS ist die

1998 am Fachbereich Rechtswissenschaft der Freien Universität Berlin eingereichte (hier

erstmals veröffentlichte) Habilitationsschrift von Viola Schmid mit dem Titel "Werbung als

Meinung? - Eine Studie zum Schutz von Werbung im Grundgesetz, in der Europäischen

Menschenrechtskonvention, im Gemeinschaftsrecht und im Verfassungsrecht der

Vereinigten Staaten von Amerika". Die Inhaltsorientierung dieses Cyberlexonomicsprojekts

ist SPRACHE.

SPRACHE: Im Grundlagendokument [4] wird der Begriff "Sprache" in Anlehnung an

die Gewährleistung von Freedom of Speech im First Amendment der US-

amerikanischen Verfassung gewählt [5]. Im Kontext von Werbung kann er auch als

"Ansprache" interpretiert werden. Unter Einbeziehung des Cyberspace wird zu

erforschen sein, inwieweit dieser von der Technik geschaffene Raum Kenntnisse

einer neuen "Sprache" verlangt [6]. Vielleicht werden wir in der Zukunft "digitale

Sprachkenntnisse" (Sprache im Sinne von Language) erwerben müssen (DIGITAL

DIVIDE [7]).

WAHRE SPRACHE: Weitere Ausdifferenzierung dieser Inhaltsorientierung ist die

WAHRE SPRACHE. (Subjektive und/oder objektive) Wahrheit ist ein Ideal, das einen

kreativen Prozess (SCHAFFEN) voraussetzt. Für eine Rechtsordnung stellt sich die

Herausforderung, mit diesem Prozesscharakter wie auch mit Irrtümern bzw. mit

vorsätzlich geäußerten Unwahrheiten umzugehen. Die Balance zwischen der

Toleranz von Irrtümern im Interesse des Fortschritts auf der einen und der

Unterbindung von Unwahrheit auf der anderen Seite, ist schwierig zu finden.

Hervorragende Aufgabe eines Rechtssystems ist es insbesondere, solche unwahre

Sprache zu unterbinden bzw. zu sanktionieren, die essentielle Verbraucher- und

Bürgerrechte zu schädigen droht. Im Grundlagendokument werden deswegen drei

Interessensspähren identifiziert - nämlich das Äquivalenz-, das Integritäts- und das

Rezipienteninteresse [8].

WA(H)RE SPRACHE in der Abstraktion: Bei WAHRER SPRACHE wird das 'H' in

Klammern gesetzt. Damit soll verdeutlicht werden, dass die kommerzielle Sprache

(die im Zentrum dieser Forschung steht) in mehrfacher Hinsicht in Beziehung zum

Warenabsatz tritt. Zum einen dient kommerzielle Sprache dem Produktabsatz, wobei
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"Produkt" als Überbegriff von Waren und Dienstleistungen  verstanden wird [9].

Dieser Bezug zu den ökonomischen Rahmenbedingungen für Waren und

Dienstleistungen wird im Interesse von Kürze und Einfachheit auf WARE reduziert.

Darüber hinaus hat Sprache deswegen Warenbezug, weil Kommunikationsstrategien

auch die sogenannten Werbemittel (Kugelschreiber, Plakate, T-Shirts, ...) konturieren.

Auch sind Werbekampagnen und Slogans handelbare Waren, was sich speziell dann

zeigt, wenn es um den Marken-, Kennzeichen- und Urheberrechtsschutz von Werbung

bzw. von Kunst, die in Werbung transformiert werden soll, geht [10]. Last but not least

stellt der Cyberspace unmittelbar die Frage, inwieweit auch (End-)Verbraucher für ihre

"ideelle/kommerzielle Sprache" [11] haften. Haftung ist typisch, um die

Gewährleistung von Produktsicherheit zu verbessern. Also auch insoweit nähert sich

SPRACHE bisweilen Waren an:

WA(H)RE SPRACHE in der Konkretion (ein Fallbeispiel): Exemplarisch verdeutlicht

dies ein Fall, der am 25.06.2014 vor dem Landgericht (LG) Augsburg verhandelt

wurde [12]: Ein Käufer hatte bei einem über Amazon anbietenden Verkäufer einen

vergleichsweise geringwertigen Gegenstand gekauft - ein "Fliegengitter" zu einem

Preis von 22,51 €. Vor dem LG Augsburg wurde ein Schadensersatzanspruch des

Verkäufers gegen den Käufer von schließlich mindestens 34.000,00 € verhandelt

(siehe Fn. 14). Die Bedeutung von Haftungsrisiken ist bereits mit der Schilderung

dieser Zahlen belegt. In einer Interessenanalyse gilt: Evident bedeutsam für das

Äquivalenzinteresse des Käufers ist, inwieweit das gekaufte "Fliegengitter"

passgenau eingebaut werden kann. Der Vorwurf, den der Käufer dem Verkäufer

machte, war, dass die mitgelieferte Bauanleitung eine Passgenauigkeit von Gitter und

Öffnung verhinderte. Den Unmut über diese Bauanleitung, die zu einem "Fliegengitter"

von ungeeigneter Größe führte, hat er im Rahmen eines typischen Cyberspace-

Werbungssystems geäußert. Für TRADITIONAL LAWYER aus der REALWORLD sei

erklärt: Anders als die Werbestrategien, die im Grundlagendokument (1998)

beschrieben waren, benutzen Marketingstrategen inzwischen das aus der

Staatsphilosophie bekannte "Homo homini Deus, & Homo homini Lupus" (sic) [13]

System. Demzufolge kritisieren (positiv oder negativ) "Verbraucher" (anonym

und/oder unter Pseudonym) die im CYBERSPACE angebotenen "Produkte" auf

speziellen Empfehlungs- und Bewertungsforen. Selbstverständlich behält sich der

Werbestratege hier eine Redaktion vor: Die Kundenbewertungen werden mit einer

Sternebenotung versehen und in konsequenter Position auf der Ergebnisliste

präsentiert. Werbung erfolgt also nicht mehr unmittelbar durch den Anbieter eines

Produkts, sondern mittelbar auch durch Rezensionen von (vermeintlichen)

Verbrauchern im Rahmen von "Bewertungssystemen". In dem derzeit am LG

Augsburg anhängigen Fall hatte die negative Kundenrezension für den Verkäufer im

Ergebnis erhebliche Folgen [14]. Die Einzelheiten des Falls - hier verschlagwortet mit:

"Bewertungssystem Fliegengitter" - werden, wie auch die Konsequenzen, in ihrer

fallerhobenen Bedeutung aus der CYBERLEXONOMICS-Perspektive weiter untersucht

werden müssen. Paradigmatisch belegt dieses Fallbeispiel Haftungsrisiken bei der

Äußerung von Inhalten, die den Haftungsrisiken beim Inverkehrbringen von Waren

vielleicht ähneln. Auf diese Forschungsfragen deutet die vielleicht provokante

Gleichstellung von WAHRER SPRACHE mit "Ware" hin.
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Über den "Marktplatz der Ideen "

In der "Jetztzeit" (2014) und der Zukunft ist "Contentrecht" ohne Technologierecht nicht

mehr wissenschaftsadäquat. Deswegen verlangt ein "TPT-Management" (Management "by

Time", "by Persons" & "by Technology") die Einbeziehung des Cyberspace – und damit die

Einbeziehung von "Disseminationsrecht" (Cyberlaw) [15]. Diese Verschmelzung von "Law

of Content" & "Law of Technology " ist Agenda und Ziel dieses "Forums" (Marktplatzes).

Unter "Forum" wird hier ein Marktplatz verstanden, auf dem Ideen gehandelt werden. Diese

CYBERLEXONOMICS-Seiten im Cyberspace sind in der Potenz marktplatzbezogen:

In der ersten Potenz handelt es sich um Funktionen, die dieses "Forum" (verstanden

als "Marktplatz") in der Zukunft interaktiv gestalten sollen. Insoweit wird Kritik

ausdrücklich erwünscht wie hierzu ermutigt und auch eine Kontaktadresse

angegeben. Die Technik zu Beginn des 21. Jahrhunderts eröffnet so neue Chancen

für die Fortsetzung eines  Forschungsprojekts aus dem letzen Jahrzehnt des 20.

Jahrhunderts.

In der zweiten Potenz geht es um das Recht für einen "Marktplatz von Ideen", das

thematischer Schwerpunkt des Grundlagendokuments war.

Zusammengefasst handelt es sich idealiter um die Eröffnung eines Marktes für Ideen

hinsichtlich eines Marktrechts für die Kommunikation von Ideen ("Marktplatz der

Ideen "). Dieses "Forum" soll Ideen für das Projekt " WERBUNG, MEINUNG, CYBERSPACE -

EINE NEUE PERSPEKTIVE AUF RECHTSWISSENSCHAFT" sammeln sowie erforschen und

überprüfen.

Über erste Thesen zu CYBERLEXONOMICS

Das zentrale methodische Interesse richtet sich auf die Ermittlung der Chancen und

Risiken, Stärken und Schwächen (SWOT-Analyse [16]) dieser neuen Forschungsperspektive:

der CYBERLEXONOMICS. Die Gliederung des Grundlagendokuments wird zur Agenda der

ersten CYBERLEXONOMICSFORSCHUNG. Welche Veränderungen gegenüber der damaligen

(1998 abgeschlossen) REALWORLD- und TRADITIONAL LAW Forschung perspektivisch

einzubeziehen sind, deuten die folgenden 10 Thesen an. Versinnbildlicht werden die

"Thesen" auf und mit der Pferdeskulptur eines weißen Holztrojaners.

Diese CYBERLEXONOMICS Homepage wählt als Metapher ein Pferd, das für die Prozesse

der "Informatisierung" eine ebenso grundsätzliche Bedeutung hat wie eine Bedrohung

symbolisiert: den "Trojaner". Die Essenz der Geschichte des hölzernen Pferds aus Troja ist

allseits bekannt. Die Trojaner sind bei aller Fertigkeit – geistig, psychisch und physisch –

schließlich durch die List des Odysseus überwältigt und besiegt worden. Diese Idee des

"Trojaners" begleitet auch die Forschungen in CYBERLEXONOMICS – also die Forschungen

zu den technischen, rechtlichen und ökonomischen (Mindest-)Standards für den Eintritt

in eine neue, von der Technik geschaffene Dimension des Seins – nämlich den

Cyberspace. Der weiße Holztrojaner weist auf 10 wesentliche Thesen der

CYBERLEXONOMICSPERSPEKTIVE hin, die hier ohne Wertung in der Reihenfolge

präsentiert werden:

These 1: Der "Trojaner" – und damit Innen- und Außentäterattacken – werden immer

perspektivisch mitgedacht (wie auch die Notwendigkeit von "Malfunction-Management" bei
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"Technologiepotentialdefiziten")[17].

These 2: Es handelt sich um eine wissenschaftliche Perspektive – verdeutlicht durch die

Brille des Pferdes.

These 3: Kernkompetenz des CYBERLEXONOMICS-Projekts ist zunächst das Recht (LEX)

– verdeutlicht durch die Mitte des "weißen Holztrojaners" – nämlich das

Paragraphenzeichen (§). Eine "Suboptimalität" soll eingestanden werden: Insoweit hätten -

so man an Vollständigkeit interessiert ist - auch "Art." abgebildet werden müssen, da

CYBERLEXONOMICS sich auf deutsches und europäisches "Primärrecht" fokussiert und

etwa das Grundgesetz nur "Art." und keine "§§" aufweist. Ein weiterer Hinweis auf die

Kernkompetenz des Projekts ist die Blickrichtung des Pferdes (aus Sicht des Betrachters)

nach rechts. Sie soll den Bezug Rechtswissenschaft verdeutlichen.

These 4: Es geht (auch) um den Cyberspace – verdeutlicht durch das " @-Zeichen".

These 5 : Es geht grundsätzlich um rechtliche und technische Herausforderungen von

hoher monetärer Bedeutung. Dafür steht das "€-Zeichen" - ohne in einer globalen

Betrachtung die Bedeutung anderer Währungen vernachlässigen zu wollen.

These 6 : Es geht um die Integration auch quantitativer Methoden. So interessiert

CYBERLEXONOMICS beispielsweise nicht nur, dass es ein Schutzpflichtenargument

("positive obligation") im deutschen Verfassungsrecht und im europäischen (Unions-)Recht

gibt, sondern auch die Frage, in wie vielen Rechtsmitteln die Beschwerdeführer mit ihrem

so begründeten Klagebegehren erfolgreich waren. Das Schutzpflichtenargument wird

vorhersehbar in einer von globaler Vernetzung wie Konkurrenz ("GVK-Formel") geprägten

Welt nicht zu überschätzende Bedeutung erlangen. Für die Integration quantitativer

Methoden steht das "%-Zeichen".

These 7: Bei CYBERLEXONOMICS handelt es sich um Pionierforschung. Das bedeutet,

dass die Forschung sich des Öfteren mit dem Stellen von Fragen und der analytischen

Erarbeitung von Szenarien begnügen muss, statt abschließende und nachhaltige

(solodisziplinäre) Antworten geben oder anbieten zu können. Voraussichtlich werden

manche Veröffentlichungen mit (methodischen) Apellen (für weitere Forschungen) enden.

 Für dieses Verhältnis von "Frage – Szenario-Lösungsvorschlag – Appell"  stehen das "?-

Zeichen" und das "!-Zeichen". Unmittelbare Ausprägung des Pioniercharakters ist die

"Blankettstrategie". Sie findet sich bereits in einigen Fußnoten dieser CYBERLEXONOMICS-

Seiten mit der Ankündigung: "Die Notwendigkeit weiterer Forschungen bzw. vertiefter

und/oder globaler Recherchen wird mitgeteilt bzw. angekündigt (Further research and

publications are initiated)." 

These 8: Wesentliche Anbieter ("Provider", "Intermediäre") wie potentiell Verantwortliche im

Cyberspace sind "Corporate Player". Für diese spezielle Betrachtung unter anderem von

Unternehmen mit "beträchtlicher Marktmacht" (etwa § 42 TKG) steht das auf juristische

Personen verweisende  "&-Zeichen" [18].

These 9: Die Ausgangsperspektive von CYBERLEXONOMICS ist Lex – die Endperspektive

sollte die wirtschaftswissenschaftliche Kompetenz integrieren: LEXONOMICS.

Zukunftsideal ist auch die Technikwissenschaften und ihre Analysen wie
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zukunftsweisenden Forschungsdesigns in die Reifung von CYBERLEXONOMICS zu

integrieren. Vorhersehbar ist, dass zunächst die Klärung des Glossars/der Terminologie

und die Schaffung neuer Terminologien notwendig sein werden. Für diese

 "Brückenverwendung" (über Disziplinen und Räume – Realworld und Cyberspace) von

Terminologien stehen das "*"-Zeichen, das ""-Zeichen und die in diesem "Forum"

verwendeten GROSSBUCHSTABEN. 

"*" steht für erklärungsbedürftige Terminologien. Vorhersehbar ist, dass aufgrund der

Tatsache, dass zuerst multi- und dann transdisziplinäre Forschung angestrebt wird,

hier Entwicklungsherausforderungen wie -potential bestehen.

"" stehen für eigene Terminologien, die bisweilen auf Vorarbeiten anderer Autoren

beruhen und/oder die Vertrautheit mit einem bestimmten Sprachgebrauch

voraussetzen.

Nicht auf dem "weißen Holztrojaner" abgebildet ist die Technik dieses "Forums" durch

GROSSBUCHSTABEN auf originäre eigene ("proprietäre") Begriffsschöpfungen wie -

verständnisse hinzuweisen. So ist eben der Begriff CYBERLEXONOMICS bisher

(Stand: Juli 2014 nach einer Google-Recherche) erstmals in diesem "Forum"

auffindbar. In Kauf genommen wird, dass manche Begriffe in anderen Disziplinen

einen anderen Verbreitungsstatus aufweisen als vielleicht nach hier vertretener

Ansicht in der Rechtswissenschaft. Die Innovation wird also aus der

Herkunftsperspektive der Forschung bestimmt.

Sämtliche Terminologieherausforderungen, die hier durch "*", "" und

GROSSBUCHSTABEN dokumentiert werden, setzen ein Bewusstsein von

Genderforschung wie -realität voraus. Grundsätzlich bekennt sich

CYBERLEXONOMICS (hier wird der Singular angenommen) zur Verwendung

männlicher Sprache, die im Interesse von Kürze, Klarheit und Einfachheit (KKE-

Formel) gewählt wird. Damit soll aber explizit nicht die Existenz weiblicher

Kompetenz negiert werden.

Darüber hinaus öffnet sich CYBERLEXONOMICS für einen " transsprachlichen

(translingualen)" angelsächsisch geprägten Duktus, der oft auch durch "" und/oder durch

GROSSBUCHSTABEN (vor allem dann, wenn in der Rechtswissenschaft noch keine

"Eindeutschung" nachweisbar ist) gekennzeichnet wird. Die Fokussierung erfolgt, weil die

"Wiege des Cyberspace und des Cyberlaws" in diesem Sprachraum verortet ist [19].

Hervorzuheben ist, dass mit dieser angelsächsischen Fokussierung keine Diskriminierung

anderer Sprach- und Rechtskulturen beabsichtigt ist. Es handelt sich um eine strategische

Beschränkung des Raums wissenschaftlicher Forschung (Scope), die derzeitige

Kompetenz- und Kapazitätsschwerpunkte der Autorin des "Forums" spiegelt (Scientific Self-

Restraint). Mit der Verwendung der Terminologie TRANSLINGUAL einher geht auch das

Eingeständnis und die Resignation vor ungelösten Herausforderungen. So stellen sich bei

der "Eindeutschung" angelsächsicher Begriffe grundlegende Fragen zur Deklination und

Pluralbildung dieser Begriffe wie auch zur Getrennt- bzw. Zusammenschreibung. Wird

"Cyber" und "Law" getrennt oder in einem Wort geschrieben? Gibt es in einer deutschen

translingualen Terminologie "Outcome(s)"? Wird "Power User" getrennt oder in einem Wort

("Poweruser") geschrieben und wie erfolgt die Deklination (Bsp.: Anforderungen von "Power

User(n)")? Evident ist zudem, dass die Frage angelsächsicher Kleinschreibung und

deutscher Großschreibung von Substantiven Brückenkompetenz verlangt. Dieses "Forum"
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entscheidet sich grundsätzlich für eine Anhängung deutscher Endungen wie auch für die

deutsche Großschreibung. Das (vorläufige) Ergebnis, dass es manchmal zum einen

deutsche Terminologie gibt, zum anderen eine "Eindeutschung" angelsächsischer

Terminologie existiert und darüber hinaus die pure angelsächsiche Version weiter besteht,

wird (vielleicht für eine Übergangszeit) hingenommen. Ziel ist es, dem Prinzip eines

"Marktplatzes für Ideen" folgend, in einer globalen Perspektive die schönsten und

aussagekräftigsten Begriffe zu ermitteln und ihre Verwendung zu fördern. Auch die

angelsächsische Sprachkultur verschließt sich nicht prinzipiell deutscher Terminologie -

wie die Begriffe "kindergarten", "angst", "autobahn" und "schadenfreude"... (ausnahmsweise

soll hier auf repräsentative Nachweise verzichtet werden) verdeutlichen. Mit dieser

Dezision ist sowohl die oben dargelegte Demut - bisweilen (gegenwärtig) das Fehlen

logischer Stringenz - wie auch der Mut an der Mitwirkung zukünftiger Terminologien

verbunden. Festzuhalten ist, dass die Verwendung angelsächsischer Anführungs- und

Schlusszeichen ("...") auf einigen Seiten des Projekts durch die Systemsprache des hier

benutzten Content-Management-Systems vorgegeben ist. Auch insoweit wird um

Verständnis bei den Mitgliedern der Audience gebeten.

These 10: Diese Interpretation des "weißen Holztrojaners" in der REALWORLD – der für die

"Herden" der Malware im Cyberspace steht – enthält auch ein "#"-Zeichen, das man als

"Lattenzaun" interpretieren könnte. So blickt die Autorin multidisziplinär ambitioniert über

den "Tellerrand der rein juristischen Analyse" – ohne sich freilich Kompetenz in den

Nachbarwissenschaften ungeprüft anzueignen bzw. behaupten zu wollen.

CYBERLEXONOMICS versucht eine globale, technikinformierte wie -neutrale (weder

"technophob" noch "technophil") und zukunftsweisende Perspektive zugrundezulegen, die

Brücken zwischen PROCYBERPROTAGONISTS und ANTICYBERPROTAGONISTS [20]

anbietet und so "über den Zaun blickt".

Über das Projektziel

Diese 10 Thesen sind Voraussetzung wie Bestandteil des Projekts "WERBUNG, MEINUNG,

CYBERSPACE - EINE NEUE PERSPEKTIVE AUF RECHTSWISSENSCHAFT".

[1] V. Schmid, in: Sodan/Ziekow (Hrsg.), VwGO Großkommentar, 4. Aufl. 2014, § 173 Rn. 15.

Nach oben

[2] V. Schmid, Cyberlaw – Eine neue Disziplin im Recht?, in: R. Hendler/P. Marburger/M.

Reinhardt/M. Schröder, Jahrbuch des Umwelt- und Technikrechts 2003, S. 449, 453 f., 465

mit Verweis auf M. Stolleis, Wie entsteht ein Wissenschaftszweig? Wirtschaftsrecht und

Wirtschaftsverwaltungsrecht nach dem Ersten Weltkrieg, in: H. Bauer/D. Czybulka/W.

Kahl/A. Voßkuhle, Umwelt, Wirtschaft und Recht: Wissenschaftliches Symposium aus

Anlass des 65. Geburtstages von Reiner Schmidt, 2002, S. 12, 7, 3 u. 10. Nach oben

[3] V. Schmid, New "E-Justice" Law in Germany since 2013 – A Temple Architecture for an

"Agenda of Securitization", in: G. S. Dardick/B. Endicott-Popovsky/P. Gladyshev/T.

Kemmerich/C. Rudolph (Hrsg.), Report from Dagstuhl Seminar 14092 "Digital Evidence and

Forensic Readiness" , S. 163 – 167. Nach oben

[4] Grundlagendokument (Kap. 2), S. 27. Nach oben
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[5]  Amendment I (1791): Congress shall make no law respecting an establishment of

religion, or prohibiting the free exercise thereof; or abridging the freedom of speech, or of

the press; or the right of the people peaceably to assemble, and to petition the Government

for a redress of grievances.

http://www.senate.gov/civics/constitution_item/constitution.htm#amdt_1_(1791)

(11.07.2014). Nach oben

[6] Dazu, dass nicht nur neue "Sprach"kenntnisse notwendig sind, sondern Recht vielleicht

durch Maschinen"sprache" ersetzt bzw. ergänzt wird: "But as a culture, we are just

beginning to get it. We are just beginning to see why the architecture of the space matters

– in particular, why the ownership of that architecture matters. If the code of cyberspace is

owned (in a sense that I describe in this book), it can be controlled; if it is not owned,

control is much more difficult. The lack of ownership, the absence of property, the inability

to direct how ideas will be used – in a word, the presence of a commons – is key to

limiting, or checking, certain forms of governmental control.", L. Lessig, Code and other laws

of cyberspace, 1999, S. 7. Lessig äußert sich auch zu den drei inhaltlichen Schwerpunkten

des Cyberspace: "I consider three areas of controversy - intelectual property, privacy and

free speach - and identify the values within each that cyberspace will change", L. Lessig,

Code Version 2.0, 2006, S. 7. Nach oben

[7] V. Schmid, in: Sodan/Ziekow (Hrsg.), VwGO Großkommentar, 4. Aufl. 2014, § 55a Rn. 20.

Nach oben

[8] Grundlagendokument (Kap. 2), S. 61 f. Nach oben

[9] Grundlagendokument (Kap. 1), S. 5 zum übergreifenden Produktbegriff. Nach oben

[10] "Blankettstrategie": "Die Notwendigkeit weiterer Forschungen bzw. vertiefter und/oder

globaler Recherchen wird mitgeteilt bzw. angekündigt. (Further research and publications

are initiated)". Einen aktuellen Anhaltspunkt dafür, wie in einer globalen Perspektive "Ideen"

für proprietäre Strategien genutzt werden, ist der Streit um die "zeichnerische Darstellung"

der Ausstattung eines als "Flagship Store" bezeichneten Ladengeschäfts, EuGH, Urt. v.

10.07.2014, Rechtssache C-421/13. Nach oben

[11] Grundlagendokument (Kap. 2), S. 37, 56. Nach oben

[12] Az. 21 O 4589/13. Nach oben

[13] Die Formel "Homo homini Deus, & Homo homini Lupus" (sic) stammt in dieser Form

aus H. Warrender (Hrsg.), Thomas Hobbes, De Cive (The Latin Version entitled in the first

edition Elementorum Philosophiae Sectio Tertia De Cive and in later editions Elementa

Philosophica de Cive), Oxford, 1983, S. 73. Ursprünglich geht Hobbes in seiner Widmung an

den Grafen Wilhelm von Devonshire von einer janusköpfigen Sichtweise aus, die zwischen

dem unmittelbaren Verhältnis von Menschen zueinander das mittelbare Verhältnis von

Menschen, die in Staatsgebilden organisiert sind, unterscheidet. Die deutsche Ausgabe (G.

Gawlik (Hrsg.), Thomas Hobbes, De Cives (Vom Bürger), 1959, S. 59) übersetzt: "Nun sind

sicher beide Sätze wahr: Der Mensch ist ein Gott für den Menschen, und: Der Mensch ist ein

Wolf für den Menschen; jener, wenn man die Bürger untereinander, dieser, wenn man die

Staaten untereinander vergleicht."
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Im Kontext des Cyberspace, der auf der einen Seite eine technische Ermächtigung

(empowerment) des Einzelnen zu einer globalen Veröffentlichung beinhaltet wie auch auf

der anderen Seite die potentielle Repräsentanz vieler (unterschiedlicher)

Staat(smeinung)en zur Folge haben kann, nähern sich beide Perspektiven einander an.

Zentral – wie bei Thomas Hobbes – ist nämlich das Wissen über Wahrheit. Die deutsche

Ausgabe (G. Gawlik (Hrsg.), Thomas Hobbes, De Cives (Vom Bürger), 1959, S. 60)

übersetzt: "Die wahre Weisheit ist nun aber das Wissen der Wahrheit in allen Dingen. Sie

entspringt aus der durch feste und bestimmte Namen erweckten Erinnerung an die Dinge

und ist nicht das Werk eines heftigen Geistes und einer plötzlichen Aufwallung, sondern

das Werk der rechten Vernunft, d.h. der Philosophie. Diese eröffnet den Weg von der

Betrachtung der einzelnen Dinge zu den allgemeinen Gesetzen."

CYBERLEXONOMICS verwendet deswegen die Strategiebezeichnung "Homo homini Deus,

& Homo homini Lupus" um den Markplatz der Ideen, für den Angebote sowohl von Privaten

als auch von Staaten erfolgen können, zu charakterisieren. Private Beträge sind aber eben

nicht immer "gottnah" und staatliche Beiträge nicht immer "wolfsnah". Dabei soll in

Erinnerung behalten werden, von wem Thomas Hobbes sich für die Wolfsmetapher

inspirieren ließ. In Plautus‘ Eselskomödie wird die fehlende persönliche Bekanntschaft mit

einem Menschen als Kriterium für die "Wolfsnähe" präsentiert: "…trotzdem bringst du mich

niemals heut dazu, dies Geld dir unbekannt zu geben. Dem Menschen ist der Mensch ein

Wolf, nicht Mensch, wenn er ihm fremd ist." (P. Rau (Hrsg.), Plautus, Asinaria, 2008, S. 151).

Diese Aussagen haben angesichts der Entscheidung des Bundesgerichtshofs vom

01.07.2014, Az. VI ZR 345/13, zur Anonymität von Meinungsfreiheit im Cyberspace

be(d)rückende Aktualität. Nach oben

[14] Laut (undatierter) Pressemitteilung des LG Augsburg. In den Medien wird teilweise von

einer Schadensersatzforderung in Höhe von insgesamt ca. 70.000 € berichtet (u.a. weil

Amazon nach den Streitigkeiten über die Rechtmäßigkeit der Beanstandung des Käufers

das Verkäuferkonto mit einem Guthaben in Höhe von 13.000,00 € "gesperrt" hatte), vgl.

etwa Augsburger Allgemeine vom 21.04.2014, "Negativ bewertet: Händler verklagt

Großaitinger auf 70.000 Euro", online abrufbar unter http://www.augsburger-

allgemeine.de/augsburg-land/Negativ-bewertet-Haendler-verklagt-Grossaitinger-auf-70-

000-Euro-id29459101.html (30.06.2014). Nach oben

[15] Cyberlaw (allgemein) wird hier verstanden als Recht der Verteilung von Chancen und

Risiken, Rechten und Pflichten im Cyberspace (http://www.cylaw.tu-

darmstadt.de/home_2/home_2.de.jsp) (11.07.2014). Der Verteilungsaspekt wird bereits

mit dieser Definition angesprochen. Die Disseminationskomponente (Verbreitungsaspekt)

steht im Fokus von CYBERLEXONOMICS. Nach oben

[16] H. Hungenberg/T.Wulf, Grundlagen der Unternehmensführung, 4. Aufl. 2011, S. 175

ff. Nach oben

[17] Zu "Malfunction Management" und "Technologiepotenzialdefiziten": V. Schmid, in:

Sodan/Ziekow (Hrsg.), VwGO Großkommentar, 4. Aufl. 2014, § 55a Rn. 39.Zu

"Innentäterattacken" siehe bereits V. Schmid, Leaking in the Name of Justice?, Vortrag

(Folie 10), Future Security 2011, 6th Security Research Conference, Berlin,

http://www.cylaw.tu-
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darmstadt.de/media/jus4/publikationen/vortraege/12_03_15_Future_Security_2011_Folien_

Leaking_in_the_name_of_Justice_Version15_exit.pdf (11.07.2014). "Außentäter" in diesem

Kontext sind Täter, die nicht "Innentäter" sind. Diese einfache und logische Feststellung

reflektiert freilich komplexe Fälle, wie das "Social Engineering" nicht. Hierbei ist typisch,

dass der "Außentäter" einen internen Zugangsberechtigten dergestalt manipuliert und

"steuert", dass (auch) technologische IT-Sicherheitsvorkehrungen (etwa § 9 S. 1 BDSG mit

Anlage) umgangen bzw. aufgehoben werden. Zu unterschiedlichen Angreifermodellen mit

unterschiedlichen Budgetressourcen, vgl. auch C. Eckert, IT-Sicherheit, 2013, 19 ff. Nach

oben

[18] siehe etwa Auszug aus Hauptgutachten XX (2012/2013) der Monopolkommission mit

dem Titel: Kapitel I, Aktuelle Probleme der Wettbewerbspolitik, Google, Facebook und Co.

eine Herausforderung für die Wettbewerbspolitik, S. 58 ff. zum "Problemaufriss",

http://www.monopolkommission.de/index.php/de/homepage/82-

gutachten/hauptgutachten/271-hauptgutachten-xx (11.07.2014). Nach oben

[19] Dazu, dass "Wiege des Cyberspace wie des Cyberlaws" im angelsächsischen Sprach-

und Rechtsraum standen vgl. V. Schmid, Cyberlaw – Eine neue Disziplin im Recht?, in: R.

Hendler/P. Marburger/M. Reinhardt/M. Schröder (Hrsg.), Jahrbuch des Umwelt- und

Technikrechts 2003, S. 449, 451 f. Zum angelsächsisch induzierten Sprachgebrauch im

Cyberlaw vgl. bereits V. Schmid, Verwaltungsorganisation und moderne

Kommunikationsmittel, in: K. Assada/H.-D. Assmann/Z. Kitagawa/J. Murakami/M.

Nettesheim (Hrsg.), Das Recht vor den Herausforderungen neuer Technologien, 2004, S. 71:

"Bereits diese einführenden Sätze verdeutlichen die Veränderung meines Sprachgebrauchs:

nicht nur muss Englisch für diese Rechtsdisziplin zur ‚Lingua Franca des 21. Jahrhunderts‘

werden, sondern wir werden auch transsprachliche Mischformen im wissenschaftlichen

Diskurs (vorübergehend) akzeptieren müssen, um angesichts der Herausforderungen von

Globalität, Technizität sowie rechtswissenschaftlicher leges artis gemeinsame Begriffe ,

die Voraussetzung von Begreifen sind, zu finden und zu verwenden…". Ein weiterer Beleg für

die sprachinitiierende Wirkung des Cyberspace ist die Existenz eines von Trendbüro

herausgegebenen Dudens, das neue Wörterbuch der Szenensprachen, 2009, der ein

eigenes Kapitel über "Techlife" (S. 38 - 74) enthält. Nach oben

[20] Zu den Begriffen V. Schmid, in: Sodan/Ziekow (Hrsg.), VwGO Großkommentar, 4. Aufl.

2014, § 55a Rn. 38. Nach oben

© Prof. Dr. Viola Schmid, LL.M. (Harvard)
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„WERBUNG, MEINUNG, CYBERSPACE - EINE NEUE
PERSPEKTIVE AUF RECHTSWISSENSCHAFT“

cyberlexonomics.de/index.php/cyberlexonomics/projekt

- EIN PROJEKT -

Über "WWW.CYBERLEXONOMICS.DE"

Bei der Internetseite

"WWW.CYBERLEXONOMICS.DE" handelt es sich um

einen Marktplatz ("Forum") im Cyberspace (u.a.

World Wide Web - "WWW"), der Ideen über

CYBERLEXONOMICS aus deutscher Perspektive

(".DE") anbieten und "austauschen" will. Die

Aussage, dass es für "Meinungen" einen Markt gibt,

findet sich in der Rechtsprechung zum

TRADITIONAL LAW und zum Cyberlaw [1]. Anders

als bei einem Marktplatz für "Produkte" (Oberbegriff

für Waren und Dienstleistungen) führt der Tausch

von Ideen nicht (automatisch) zu einer

Entreicherung desjenigen, der den Tausch anbietet. Idealiter führt der "Meinungstausch" zu

einer "Meinungsbereicherung" beider Partner. Darüber hinaus ist es eine Tugend der

CYBERPERSONALITIES im Cyberspace, dass  Produkte als Shareware/Freeware angeboten

werden [2]. "Teilen statt (nur) Verteilen" ist eine Devise, die Voraussetzung sowohl für die

Entstehung des Cyberspace als auch die Nutzung vieler seiner Funktionalitäten ist. Open

Source ist mit der Entstehung und Nutzung dieses technischen Raums historisch

untrennbar verbunden - und auch dieses "Forum" reiht sich als L.O.S. (Legal Open Source)-

Projekt in diese Tradition mit Respekt und Verbundenheit ein (ohne auf Urheberrechte zu

verzichten).

Über den "Marktplatz der Ideen "

Bei "WWW.CYBERLEXONOMICS.DE" handelt es sich um einen Marktplatz der Ideen in der

"Zweierpotenz". Der Marktplatz ("Forum") ist zum einen Präsentationsform und zum

anderen Inhalt der in diesem "Forum" vorgestellten Forschung über das "Marktrecht für die

Kommunikation von Ideen mit dem Ziel der Wahrheitssuche und -findung". Diese

Doppelung von Präsentationsform auf der einen und Präsentationsinhalt auf der anderen

Seite spiegelt sich in der Nutzung der "Zweierpotenz": "Marktplatz der Ideen ". 2014 ist der

vorzugswürdige Ort für die Eröffnung eines Markts für den Austausch von Ideen des

Cyberspace nach der Devise: "form follows function" [3].

Über HYBRIDMETHODIK und CROSSBORDERSACHVERHALTE

Nach hier vertretener Ansicht ist die Entscheidung für diese Veröffentlichung im

Cyberspace das zwingende Ergebnis eines Vergleichs traditioneller Publikationsformen in

der REALWORLD mit einem "Forum" im Cyberspace. So können Fehler verbessert und

2

2
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Aussagen im Projektfortschritt aktualisiert werden. Dieser Vergleich der Chancen und

Risiken beider Räume ist ein Beispiel für die für das Forschungsprojekt

CYBERLEXONOMICS wichtige HYBRIDMETHODIK:

Zum einen sollen Perspektiven und Erfahrungen aus dem TRADITIONAL LAW und der

REALWORLD,

zum anderen Perspektiven und Erfahrungen aus dem Cyberspace und dem Cyberlaw

genutzt werden.

Zur Bewältigung der Herausforderungen, die mit der Überführung von REALWORLD-Sach-

und "Rechtsverhalten" in den Cyberspace einhergehen, sollen bestmögliche proaktive

Analysen erstellt, wie pro- und reaktive (methodische) Lösungsstrategien angeboten

werden [4]. Charateristikum des Projekts CYBERLEXONOMICS wird deswegen zum einen

die Vor- und Infragestellung der (behaupteten) Vorzüge beider Räume (REALWORLD und

Cyberspace) sein, wie auch die transparente Diskussion der "Schwachstellen" und

Nachteile. Technologie ist grundsätzlich ambivalent [5] - neue technologiebasierte

Freiheitsverwirklichungen sind auch neuen Angriffs- wie (Dis-)Funktionalitätsrisiken

unterworfen [6]. Darüber hinaus ist immer zu berücksichtigen, welche Auswirkungen der

Cyberspace auf die REALWORLD und die REALWORLD auf den Cyberspace hat. Zu

unterscheiden sind drei Kategorien - "pure" REALWORLD- und Cyberspacesachverhalte und

CROSSBORDERSACHVERHALTE:

Um einem "puren" Cyberspacesachverhalt handelt es sich etwa beim "Erwerb" von

Software, die den Cyberspace nie verlässt und sich ggf. sogar automatisch "updatet".

Um einen "puren" REALWORLDSACHVERHALT handelt es sich etwa beim Barkauf auf

dem Flohmarkt (wo vielleicht noch keine elektronischen Bezahlsysteme verwendet

werden).

Um einen CROSSBORDERSACHVERHALT handelt es sich etwa beim Online Shopping,

bei dem die Ware auf dem Postweg versendet und von Postboten zugestellt wird.

Diese Kategorie ist dadurch konturiert, dass Elemente der REALWORLD mit

Elementen des Cyberspace (koordiniert) interagieren. Angesichts "ubitemporärer"

und "ubiquitärer" Digitalisierung sind diese CROSSBORDERSACHVERHALTE weit

verbreitet. 

Über globale Vernetzung - "GVK-Formel" (1), die Anfügung des Adjektivs

"informationstechnologisch" an Disziplinbezeichnungen des TRADITIONAL LAW (2) und

den Cyberspace als Kernbereich der Kommunikationsfreiheitsrechte (3)

Unter dieser Überschrift sollen drei Kernaussagen für die Diskussion präsentiert werden:

Zum Ersten verlangt "globale Vernetzung wie Konkurrenz" (auch von Rechtsordnungen)

neue Blickweisen auf Kompetenz- und Umgehungsszenarien. Diese Kernaussage (Nr. 1)

wird mit "GVK" abgekürzt.  Zum Zweiten (Nr. 2) provoziert die Existenz des Cyberspace die

Frage nach der Anreicherung traditioneller Disziplinbezeichnungen um das Attribut

"informationstechnologisch". Beispielsweise gibt es ein traditionelles Familienrecht und ein

hier sogenanntes "informationstechnologisches Familienrecht". Befasste sich traditionelles

Familienrecht etwa mit der Gewaltausübung der Eltern gegenüber ihren Kindern

(Veränderung des Gesetzeswortlauts von der "elterlichen Gewalt" zur "elterlichen Sorge" in

§ 1626 BGB [7]) so stellt sich für "informationstechnologisches Familienrecht" die Frage, ob
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Eltern ihre Kinder über die Rechtswidrigkeit urheberrechtswidriger Downloads wann und

wie belehren müssen und ob die Eltern im Falle des Rechtsbruchs haften [8]. Sowohl die

Perspektive "Globaler Vernetzung und Konkurrenz" (GVK-Formel) als auch die

Komplettierung traditioneller Rechtsdisziplinen um das Attribut

"informationstechnologisch" soll im Folgenden mit Beispielen verdeutlicht werden. Als

drittes (Nr. 3) anschließen wird sich der Befund, dass Kommunikationsfreiheiten (die

Gesamtheit der Freiheiten, unter anderem des Art. 5 GG) einer solchen

"Komplettierungsstrategie" nicht zugänglich sind .

(1) GVK-Formel: Technische Vernetzung erzwingt Globalitätsperspektiven nicht nur von

den Technikwissenschaften, die global um die Erfindung, den Vertrieb und Absatz von

technologiebasierten Produkten ringen wie konkurrieren. Jedenfalls der Koalitionsvertrag

für die 18. Legislaturperiode bekennt sich zu der Initiative "Law made in Germany" [9] -

vielleicht auch mit der Idee, dass die Nutzung von Cyberspace-Angeboten innerhalb der

Rahmenbedingungen von europäischem und deutschem Recht produktkonturierend wie

marketingrelevant sein könnte. Demzufolge würde eine neue (staatlich geförderte)

Marketingstrategie lauten: Rechtstreue (Compliance) zu "unserem" Rechtssystem als

Unique Selling Proposition (USP) - eine "Herkunftsbezeichnung" für

CYBERSPACEPRODUKTE als Werbeargument in einem globalen Markt. Die

CYBERECONOMY und das Cyberlaw zeichnen so mit Initiativen wie http://www.e-mail-

made-in-germany.de/ eine Tendenz nach, die bereits das europäische und deutsche

Vergaberecht im 21. Jahrhundert zu konturieren beginnen [10].

(2) Komplettierung von Disziplinbezeichnungen durch "informationstechnologisch":

Globale Vernetzung verlangt vielleicht neue Disziplinbildungen in der Rechtswissenschaft -

etwa auch nach einem "informationstechnologischen Sicherheits-, Arbeits- und

Verfassungsrecht" [11]. Um mit letzterem zu beginnen: So veranlasste die "Faktizität"

technischer Vernetzung etwa den Verfassungsgeber das traditionelle

"Mischverwaltungsverbot" [12] sektorspezifisch mit Art. 91c GG aufzuheben. Auch etwa im

Arbeits- und Sicherheitsrecht stellen sich die Fragen der Beifügung des Adjektivs

"informationstechnologisch".

"Informationstechnologisches Sicherheitsrecht" (?): Der "Austausch" von Daten zur

Förderung der Sicherheitspolitik verlangt neue rechtliche Analysen [13]. Wie

tiefgehend die Rechtsunsicherheit den Cyberspace auch 2014 prägt, ihn zum

Cyberspace "verkümmern" und nicht zur CYBERWORLD erstarken lässt, verdeutlicht

das Vorratsdaten"speicherungs"recht ("Speicherung" wird in "..." gesetzt, weil es sich

bei einer ganzheitlichen Analyse um die Erhebung, Speicherung, Übermittlung und

Nutzung von personenbezogenen Daten handelt - "ESÜN", vgl. § 2 Abs. 3-5 BDSG).

Wenn man der Entscheidung des Europäischen Gerichtshofs (EuGH) vom 08.04.2014

[14] folgt, dann haben die Mitgliedstaaten und die Europäische Kommission

rechtswidrig gehandelt, als sie der Vorratsdaten"speicherungs"richtlinie [15] im Rat

zugestimmt, 27 Mitgliedstaaten diese Richtlinie umgesetzt und die Kommission ihre

Umsetzung mit Vertragsverletzungsverfahren (Art. 267 AEUV) durchzusetzen

versuchte [16]. Die Alleinstellung Deutschlands, das nach einer wegweisenden

Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) aus 2010 [17] von einer

weiteren Umsetzung absah, keine Nichtigkeitsklage erhob (Art. 263 AEUV), aber es

3/23

http://www.e-mail-made-in-germany.de/
http://www.gesetze-im-internet.de/gg/art_91c.html


auf ein Vertragsverletzungsverfahren ankommen ließ [18], mag aus Sicht

mancher ANTICYBERPROTAGONISTS [19] die Hoffnung auf "Law made in Germany"

nähren [20]. Jenseits der Positionierungen von Aktivisten und ihrer Klientelgruppen -

der hier sog. PROCYBER- und ANTICYBERPROTAGONISTS - ist festzuhalten: Sowohl

nach Ansicht des BVerfG in seiner Entscheidung aus 2010 als auch nach Ansicht des

EuGH in seiner Entscheidung von 2014 ist das von der Legislative zugrundegelegte

IT-Sicherheitsniveau für so sensitive Daten"organisationen" [21] - wie die

Telekommunikationsverbindungsdaten"speicherung" - "insufficienter". Sowohl der

EuGH als auch das BVerfG verlangen einen neuen - in dieser Qualität bisher weder

von Art. 17 Abs. 1 RL 95/46/EG [22], Art. 4 Abs. 1 RL 2002/58/EG [23], Art. 7 RL

2006/24/EG [24] noch von § 9 S. 1 BDSG mit Anlage i.V.m. § 9 S. 2 BDSG bekannten -

IT-Sicherheitsstandard [25]. Diese Rechtsunsicherheit über die "Speicherung" von

Telekommunikationsverbindungsdaten wird sich in Zukunft auch auf die effektive

Geltendmachung von Beseitigungs-, Auskunfts- und Unterlassungsansprüchen bei

rechtswidrigen Inhalten im Cyberspace auswirken (siehe unten "BAU-Formel").

Auskunftsanspüche scheitern nämlich entsprechend dem alten Celsus-Satz:

"Impossibilium nulla obligatio est" (D. 50, 17, 185 Celsus libro octavo digestorum),

wenn die Intermediäre nicht die Telekommunikations(verbindungs)daten archiviert

haben. Die Auskunftsansprüche bei der Geltendmachung von Rechtsverletzungen

(sei es des Straf-, Persönlichkeits- und/oder Urheberrechts) treffen so auf die

nichtwiderlegbaren Tatsachenbehauptungen und Rechtsansichten des Intermediärs

und seine Behauptung, die Daten stünden nicht mehr zur Verfügung. [26]. Die

Infrastrukturen des Cyberspace haben deshalb unmittelbare Relevanz für den

Anspruch auf effektiven und effizienten Rechtsschutz (Art. 19 Abs. 4 S. 1 GG) bei

Rechtsverletzungen im Cyberspace. Dieses Effektivitäts- und Effizienzgebot ist auch

in der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte in einer

(bisher nicht ausreichend gewürdigten) Entscheidung zugrunde gelegt, wie

eingefordert worden [27]. Festzuhalten in einer Retrospektive ist 2014: Die

technologiekonzentrierte Verpflichtung auf die Quadriga "Privacy, (IT-)Security &

Legality by Design" konnte von den Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft

beim Erlass der Vorratsdaten"speicherungs"richtlinie 2006 und in der Folgezeit von

der Europäischen Union nicht zur Überzeugung der Judikative erfüllt werden. Damit

deuten sich auch die Herausforderungen für "privates Sicherheitsrecht" an. Neben

dem klassischen staatsorientierten Sicherheitsrecht [28] gibt es mit der Zunahme der

CYBERCITIZENS auch vielleicht das Bedürfnis nach einem zunächst unmittelbar

Privatinteressen schützenden, "informationstechnologischen Arbeitsrecht".

"Informationstechnologisches Arbeitsrecht" (?): Unter welchen Voraussetzungen

dürfen Arbeitnehmer (mit Videosurveillance) kontrolliert und motiviert werden und

welche Folgen hat die Rechtswidrigkeit des Technikeinsatzes (etwa weil IT-

Sicherheitsstandards nicht gewahrt sind) für konsekutive Rechtsakte (etwa

Beweisverwertungsverbot bei Kündigungen [29]). Diese Fragestellungen

unterscheiden sich doch so deutlich von traditionellen Fragen wie Antworten zu

(geringfügigen) Rechtsbrüchen als Grund für fristlose Kündigungen (§ 626 BGB) [30],

dass eine Differenzierung als "informationstechnologisches Arbeitsrecht" förderlich

scheint. Das Muster - "informationstechnologisches Familien- und Arbeitsrecht" -

scheint auch die Existenz eines "informationstechnologischen Verfassungsrechts" zu
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konturieren.

"Informationstechnologisches Verfassungsrecht": Ein Beispiel im Kompetenzrecht -

nämlich Art. 91c GG - wurde bereits eingangs genannt. Auf der Ebene des deutschen

Primärrechts stellt Informationstechnologie die Frage, wie die Konturen effektiver

Garantiebereiche etwa bei Art. 13 GG (Unversehrtheit der Wohnung) neu konturiert

werden müssen. Hinsichtlich der akustischen Wohnraumüberwachung hat der

Verfassungsgeber den Schutz des umfriedeten Raums gegenüber technologischen

Eingriffen durch eine Verfassungsänderung neu konturiert [31]. Auch im Kontext der

heimlichen Online-Durchsuchung von Computern stellte sich die Frage, ob Art. 13 GG

vor dem Zugriff auf im umfriedeten Raum befindliche informationstechnologische

Systeme schützt. Das BVerfG hat sich dafür entschieden, nicht den Schutz der

Unversehrtheit der "Wohnung" mit verfassungsrechtlicher Auslegung zu

CYBERISIEREN. Stattdessen hat es einen neuen Weg beschritten und das Recht auf

Vertraulichkeit und Integrität informationstechnischer Systeme "kreiert" [32]. Dieser

neue - und andere - Weg bereitet darauf vor, dass der Cyberspace im Kontext

mancher Freiheitsausübungen nicht Komplettierungsfunktion hat (aus der

Perspektive der REALWORLD und des TRADITIONAL LAWS), sondern Kernbereich der

Freiheitsausübung geworden ist:

(3) Cyberspace (und IT-Sicherheitsrecht) als Kernbereich(e) der

Kommunikationsfreiheitsrechte:  Diese wenigen Beispiele sollen auf die grundlegenden

Herausforderungen des CYBERLEXONOMICS-Projekts vorbereiten: Inwieweit brauchen wir

neue und differenzierte Ansätze, um den Chancenreichtum für individuelle und

gemeinschaftliche Freiheitsverwirklichung im Cyberspace und in der REALWORLD

qualitativ befriedigend wie nachhaltig zu wahren. Zuerst zu unterscheiden sind

grundrechtliche Schutzbereiche, die den Cyberspace als Ergänzung zur traditionellen

REALWORLDFREIHEIT (REALWORLDGRUNDRECHT und TRADITIONAL LAW) nutzen wollen

und andere, die die Existenz des Cyberspace zwingend voraussetzen. Die erste Kategorie

wird als CROSSBORDERGRUNDRECHT bezeichnet, die zweite als CYBERGRUNDRECHT. An

diese Differenzierung der Bedeutung des Cyberspace für die Freiheitsverwirklichung

schließen sich zwei Thesen an, die letztlich die ökonomischen Strukturentscheidungen des

Cyberspace einer weiteren rechtlichen Überprüfung zuführen wollen.

CROSSBORDERGRUNDRECHTE: Festzuhalten nach dem eingangs gewählten

Beispielen zu traditionellen Rechtsdisziplinen wie Familienrecht, Arbeitsrecht, und

Sicherheits- und Ordnungsrecht ist, dass diese theoretisch durch das Adjektiv

"informationstechnologisch" spezifiziert werden können. Theoretisch kann hier bei

vielen Schutzbereichen noch zwischen einer REALWORLD-Freiheitsausübung

und/oder einer Cyberspace-Ergänzung ausgegangen werden. Beim bekannten

"Reiten im Walde" [33], muss nicht zwangsläufig das Geolokalisation ermöglichende

Handy mitgeführt werden - und damit ein CROSSBORDERSACHVERHALT vorliegen.

Damit ist Freiheitsausübung ohne Betroffenheit des Cyberspace theoretisch

vorstellbar (die Praxis legt aber jedem "Reiter im Walde" nahe, für Notrufe das Handy

mitzuführen). Grundsätzlich will CYBERLEXONOMICS auch die Frage stellen,

inwieweit die jeweilige Freiheit vielleicht in der REALWORLD in einer rechtlichen

Betrachtung effektiver und effizienter "ausgelebt" werden kann als im Cyberspace
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und umgekehrt. Herausforderung wird auch sein, wie das Recht mit

CROSSBORDERSACHVERHALTEN umgeht (also das "Reiten im Walde" mit Handy).

CYBERGRUNDRECHTE, für die der Cyberspace "conditio sine qua non" für die

Freiheitsverwirklichung ist: Typisches Beispiel sind gegenwärtig die

Kommunikationsfreiheiten. Festzuhalten für den gegenwärtigen Horizont von

CYBERLEXONOMICS ist: Das Adjektiv "informationstechnologisch" im Kontext von

Meinungs-, Informations-, Medien-, Lehr-, Forschungs- und Kunstfreiheit (Art. 5 GG)

widerspräche der technischen und normativen Realität. Anders als im 20.

Jahrhundert ist das "Forum" für Ideen im Cyberspace Chance wie Risiko für die

bekannten Meinungsmärkte in der REALWORLD - die Rechte und Pflichten im

Cyberspace sind untrennbarer Bestandteil der genannten

Kommunikationsfreiheiten. Der Cyberspace steht im Kernbereich der Verwirklichung

der Kommunikationsfreiheiten wie die Beschaffung von Informationen

"Kerngeschäft" der "Geheimdienste" ist. Mit dieser Aussage deutet sich an, dass der

Cyberspace zur Quelle von Informationen sowohl für staatliche Funktionsträger wie

auch für Business Opportunities für die Intermediäre und der CYBERECONOMY wird.

Aus der Sicht des (Werbungs-)Rechts motivieren rechtliche, ökonomische und

technische Perspektiven zu folgender

These: Die "kritische Infrastruktur" des Cyberspace ist werbefinanziert und der

Cyberspace selbst bietet vorher nicht vorstellbare Chancen für die

Freiheitsverwirklichung. Hervorzuheben ist zunächst, dass die "kritische

Infrastruktur" dieser fünften Dimension des Seins von Intermediären "gebaut, designt

und unterhalten" wird. Und diese Intermediäre sind werbefinanziert. Die Technizität

des Raums und seine "Ökonomisierung", nämlich der Kapitalinvestitionen auf der

einen wie der Hoffnung auf Return of Investment (ROI) auf der anderen Seite, könnte

man mit der Metapher vom "Naturgesetz" spiegeln. Dieses Bild aus der REALWORLD

und dem TRADITIONAL LAW scheint wegen der Gegensätze von "Technik" (Kunst)

und "Natur" auf der einen und "Marktregeln" und "Gesetz" auf der anderen Seite  nicht

"malbar" zu sein. Ein hervorragender Schriftsteller, Hans Magnus Enzensberger,

freilich brandmarkt die Werbefinanzierung der Intermediäre des Cyberspace in einem

Essay mit dem Titel: "Vom Terror der Reklame" mit dem Untertitel "Werbung war

früher nur lästig. Heute dient sie der totalen Überwachung" [34]. Enzensbergers Kritik

richtet sich gegen die "Aufmerksamkeitsdiebe", die sich mit dem "tiefen Staat"

verbünden: "... beide brauchen alle verfügbaren Informationen, um die Bevölkerung zu

kontrollieren." [35]. Dieser - bemerkenswerten - Position eines hier sog.

ANTICYBERPROTAGONISTS sind die im letzten Jahrtausend

noch unvorstellbaren Chancen einer Vernetzung von Menschen in REALWORLD und

Cyberspace - etwa im Katastrophenschutz - gegenüberzustellen: 2014 berichtet das

Deutsche Rote Kreuz in der Sicherheitsforschung von einer neuen

Persönlichkeitsausprägung - der hier sog. CYBERCITIZENS. Beim Oderhochwasser

haben sich spontan über soziale Netzwerke Aktive zusammengefunden, die

Hilfeleistungen in einer solchen Quantität und Qualität angeboten haben, dass eine

neue Aufgabe für die Sicherheitsforschung wie den Katastrophenschutz konturiert

wird, nämlich der Umgang mit sogenannten "ungebundenen Helfern" [36]. Hier sog.

PROCYBERPROTAGONISTS würden diese Chance der Unterstüzung nicht missen
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wollen und sie vermutlich der entschiedenen Kritik Enzensbergers am Cyberspace

und seinen Strukturen entgegenhalten. Diese Dialektik bereitet den Boden für eine

weitere

These: Die "kritische Infrastruktur" des Cyberspace ist werbefinanziert und der

Cyberspace selbst bietet vorher nicht vorstellbare Risiken für die

Freiheitsverwirklichung - zur Bedeutung des IT-Sicherheitsrechts. Bereits die kurze

Darstellung der Veränderungen auf dem "Meinungsmarkt" bereitet auf die

zukünftigen Herausforderungen dieses Wissenschaftsprojekts wie auch auf eine

evidente Basisannahme vor: Sowohl die Nutzung des Cyberspace für den Austausch

von Ideen wie auch sein Impact aufgrund konsekutivem Handelns von Individuen in

der REALWORLD (hier sog. CROSSBORDERSACHVERHALT) verlangen eine

wissenschaftliche Erforschung und praktisch qualitätvolle Implementierung des IT-

Sicherheitsregimes des Cyberspace. Für die "Meinungsfreiheit" ist IT-

Sicherheitsrecht unmittelbar relevant bei der Prüfung des einschüchternden

Überwachungsdrucks [37] - in der angelsächsischen Übersetzung: "Risk of Chill".

Auch für die Schutzpflicht "Rettung" (Art. 2 Abs. 2 GG) - etwa im Katastrophenschutz -

ist IT-Sicherheitsrecht unmittelbar relevant, damit falsche Informationen über

Rettungslagen eingedämmt und zutreffende Informationen so kommuniziert werden,

dass sie nicht "Business Opportunities" für Plünderer schaffen. So wird etwa aus den

USA von gehackten Notfallinformationssystemen berichtet [38].  Auf einen Beleg für

die Behauptung, dass die Berichterstattung (v.a. wenn sie fast in Echtzeit (Realtime)

erfolgt) über Katastrophenlagen auch zu Plünderungen führen, wird ausdrücklich

verzichtet.

Über das Grundlagendokument aus 1998 und seine Zukunftsorientierung

"Fundament" dieses Forums ist die Habilitation von Viola Schmid mit dem Titel "Werbung

als Meinung? - Eine Studie zum Schutz von Werbung im Grundgesetz, in der Europäischen

Menschenrechtskonvention, im Gemeinschaftsrecht und im Verfassungsrecht der

Vereinigten Staaten von Amerika" (Grundlagendokument). Diese Habilitation wurde im

Sommer 1998 am Fachbereich Rechtswissenschaft der Freien Universität Berlin

eingereicht. Die Arbeit selbst bekennt sich zu zukunftswissenschaftlicher Forschung (mit

rechtswissenschaftlicher Herkunftsperspektive), wenn sie im zweiten Satz der Einleitung

formuliert:

"Im Spätherbst 1998 wird die erste Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG)

zum Schutz von Werbung als "Meinung" erwartet." [39].

Dem zu Folge konzentriert sie sich weniger auf Thesen als auf die Analyse bestehender

Rechtstexte in mehreren Rechtsordnungen und die Strukturierung eines

"Forschungsdesigns". Das Grundlagendokument stellt nicht die Abstraktion in den

Vordergrund, sondern tastet sich im (damaligen) juristischen Neuland anhand von "Leading

Cases" voran. Dies kommt auch in den Schlussätzen zum Ausdruck:

"Werbung als Meinung? Vieleicht wird die in naher Zukunft zu erwartende Entscheidung des

Bundesverfassungsgerichts Werbung als "Meinung" schützen. Auch diese Antwort des

Verfassungsrechts wird neue Fragen der Praxis nach sich ziehen. Günstigstenfalls gelingt
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dieser Arbeit durch die Darstellung möglicher Lösungen ein Beitrag." [40].

Die vom Grundlagendokument fast herbeigesehnten "Benetton-Entscheidungen" des

BVerfG ergingen letztlich erst in den Jahren 2000 und 2003 [41]. Damals und in den

Folgejahren baute sich eine "Flutwelle" von Rechtstexten der Exekutive, Legislative und

Judikative (keine Wertung in der Reihenfolge) auf, die sich mit den im Grundlagendokument

geschilderten traditionellen Vorstellungen zur Meinungsfreiheit brach. Darüber hinaus

entdeckten die Technikwissenschaften einen neuen "Raum" und dieser Cyberspace wurde

seit Beginn des dritten Jahrtausends für immer mehr Menschen weltweit "betretbar". Diese

Änderungen im Recht wie durch und in einem von der Technik geschaffenen Raum

(Cyberspace) haben dazu geführt, dass das Forschungsprojekt aus den 80er und 90er

Jahren des 20. Jahrhunderts 2014 in der Form eines "Marktplatz der Ideen " fortgeführt

werden kann.

Aus Sicht der Autorin können so ihre Ideen zu REALWORLD JUSTICE und TRADITIONAL

LAW - wie sie im Grundlagendokument aus 1998 festgehalten sind - mit ihren Forschungen

zum Cyberlaw [42] seit Beginn des 21. Jahrhunderts vereinigt werden. Mit der

Wortschöpfung "Cyberlaw" verbindet sich auch ein Bekenntnis zu einem "translingualen"

(deutsch-angelsächsischen) Sprachgebrauch [43]. Bereits für das Grundlagendokument

aus 1998 bietet sich dieser Sprachgebrauch an, weil unterschiedlichste Werbungsformen -

und nicht nur der Cyberspace - ihre Wege im angelsächsischen Rechtskreis haben: Etwa

Product Placement, Marketing, Public Relations und Sponsoring.

Das Grundlagendokument ist in zweifacher Hinsicht ergänzungs- wie

aktualisierungsbedürftig wie -fähig.

Zum einen hinsichtlich der erwähnten neuen Entwicklungen im Recht und

zum anderen in Hinblick auf neue Entwicklungen in der Technik bzw. Erkenntnisse

über die "Gesetze" technischer Governance im Cyberspace.

Diese Technik - und ihre große Verbreitung - unterstützt auch eine Hoffnung: nämlich, dass

die interaktiven Funktionen dieses "Forums" zur Aktualisierung und Qualifizierung des

Grundlagendokuments beitragen werden.

Über die Methode des Projekts "WERBUNG, MEINUNG, CYBERSPACE - EINE NEUE

PERSPEKTIVE AUF RECHTSWISSENSCHAFT"

Ausgangsthese ist, dass das Grundlagendokument mit seiner " Contentfokussierung" ein

Wissenschaftsdesign konturiert, das vielleicht Nachhaltigkeitspotential hat. Die Gliederung

des Grundlagendokuments aus 1998 wird zur Forschungsagenda des Projekts aus 2014

ff. Die Nachhaltigkeit der bereits in den 80er Jahren des 20. Jahrhunderts identifizierten

Forschungsherausforderungen könnten einige Ausprägungen von

Werbe(verbots)strategien in der zweiten Dekade des 21. Jahrhunderts belegen. Hier soll

zwischen "Evergreens", die im Ansatz und strategisch bereits aus dem

Grundlagendokument von 1998 bekannt sind und neuen Herausforderungen, die der

Cyberspace originär mit sich zu bringen scheint ("Challenges") unterschieden werden.

Zu den "Evergreens" gehört die Pionierwerbung von Benetton. Sie war damals - u.a. -

Motivation für die Forschungsinitiative 1998 und ist auch 2012 noch in Der Spiegel

2
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kommentiert [44]. In einer globalen Betrachtung sind (Lebensmittel-

)Werbebeschränkungen weiterhin umstritten wie politisch instrumentalisiert. So

berichtet die Frankurter Allgemeine Zeitung (FAZ) über ein Werbe"verbot" im

"öffentlichen Fernsehen und Kinoprogramm" in Mexiko werktags zwischen 14.30 Uhr

und 19.30 Uhr und an Wochenenden zwischen 7.30 Uhr und 19.30 Uhr. Zu dieser, in

Mexiko scheinbar gemeinsamen Familienfernsehfreizeit, darf nicht für kalorienhaltige

Erfrischungsgetränke geworben werden. Wie üblich wird nach dieser Novelle (seit

01.07.2014) sofort erwogen, die Werbebeschränkung auch auf kalorienhaltige

Speisen auszudehnen [45]. Dem Vernehmen nach handelt es sich hinsichtlich des

Marketing für kalorienhaltige Erfrischungsgetränke um die weltweit am meisten

beschränkende Werbungslimitation (a.a.O.).

Evident geht es bei der Fortsetzung der Forschung im Kernbereich nicht um

Bevölkerungsgesundheitsrecht oder Investitionsvölkerrecht (wenn sich etwa multinationale

Unternehmen gegen nationale Tabakwerbeverbotsbeschränkungen positionieren

(Blankettstrategie)) - sondern um die Suche nach Wahrheit und dem qualifizierten Umgang

mit den Irrtümern, die im Prozess der Suche nach dem alten Motto "Try and Error"

unvermeidlich sind bzw. passieren. Durchgängiges Forschungsziel des

Grundlagendokuments - und das ist unbestritten eine Frage mit "Ewigkeitspotenzial" - ist

die "Quest of Truth" und damit die Überzeugung, dass qualitative Information als Chance

für qualifizierte Dezision (rechtlich) zu schützen, vielleicht zu fördern und im Ergebnis zu

fordern ist. Dieses Kommunikationsziel wird durch den Cyberspace und seine

CYBERCITIZENS vor neue/alte Herausforderungen ("Challenges") gestellt. Eine (vorläufige)

Sixta von Belegen für die Aktualität dieser (Forschungs-)Herausforderungen für das Recht

auf WA(H)RE SPRACHE [46] auch zu Beginn des dritten Jahrtausends seien hier genannt:

(1) Zu den "Challenges" gehört die Frage nach dem Unterschied zwischen

Meinungs- und Äußerungsfreiheit im Cyberspace: Es handelt sich um einen

"Forschungs- und Rechtsprechungsevergreen"[47] - nämlich die Frage, ob nur ein

namentlich identifizierbarer Kommunikator im rechtlichen Sinne "(mein)en" kann -

oder ob auch die Äußerung eines anonymen und/oder eines unter Pseudonym

"agierenden" Kommunikators ausreicht. Der Bundesgerichtshof hatte u.a. bereits im

Kontext eines Lehrerbewertungsportals entschieden, dass eine anonyme Äußerung

im Cyberspace meinungsfreiheitlichen Schutz beanspruchen könne [48]. Selbst

einem Suchmaschinenalgorithmus (Autocomplete (Suchergänzungs)-Funktion) hat

er in einer Entscheidung in 2013 grundsätzlich meinungsfreiheitlichen Schutz

zugebilligt. [49]. Auch eine junge BGH-Entscheidung vom 01.07.2014 [50], behandelt

die Konsequenzen dieser Rechtsprechung: Weil § 13 Abs. 6 TMG Meinungsfreiheit

durch die Option anonymer und/oder unter Pseudonym "agierender"

Kommunikatoren schützen soll, stellt sich die Frage, ob Intermediäre (hier ein

Ärztebewertungsportal) im Falle angenommen unwahrer Tatsachenbehauptungen

zur Auskunft über die Identität von Kommunikatoren verpflichtet sind - oder eben

nicht [51]. Jedenfalls nach der Entscheidung des BGH werden § 12 Abs. 2 i.V.m. § 14

Abs. 2 TMG historisch, systematisch und teleologisch so restriktiv ausgelegt, dass

eine gesetzliche Ermächtigung zur Bekanntgabe der "Primärquelle" bei Verletzungen

des Persönlichkeitsrechts fehlt. Der BGH unterscheidet deswegen strikt die

Verletzung von  Urheber-, Patent- und Markenrechten (§ 100 Abs. 1, 9 UrhG, § 19 Abs.
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1, 9 MarkenG, § 140b Abs. 1, 9 PatG i.V.m. §§ 14 Abs. 2, 12 Abs. 2 TMG) auf der

einen und die Verletzung von Persönlichkeitsrechten (§ 242 BGB) auf der anderen

Seite. Die Entscheidung hat unmittelbare Kritik provoziert und nimmt auch selbst zu

dem rechtswissenschaftlichen Vorhalt Stellung, dass eine Gleichbehandlung der

Schutzrechte erforderlich sei. Wohl im Sinne der Gewaltenteilung überlässt der BGH

diese Entscheidung aber explizit dem Gesetzgeber [52]. Diese Entscheidung wird

jedenfalls Gegenstand einer rechtswissenschaftlichen, verfassungs- und EMRK-

basierten Schutzpflichtenkritik sein. Vorauszuschicken ist, dass auch in der

REALWORLD und im TRADITIONAL LAW im Kontext der Medienfreiheit der Streit um

den sogenannten "Quellenschutz" bekannt ist [53]. Grundsätzlich geht es um eine

bereits aus der EGMR-Rechtsprechung [54] bekannten Konstellation: Nämlich den

"Balancing Test" zwischen der Kombination von "Meinungsfreiheits"- und

"Datenschutz"-Recht des Täters auf der einen und des "Datenschutzrechts" des

"Opfers" auf der anderen Seite - zusammengefasst unter dem alten Motto vom

"Datenschutz als Täter-/Tatenschutz?" [55]. Hervorzuheben ist, dass die Bedeutung

der Schutzpflichten (Positive Obligations) auch im Kontext des

Ärztebewertungsportals in Zukunft von der Rechtswissenschaft - und nach der BGH-

Entscheidung durch Verfassungsgerichtsrechtsprechung und den Gesetzgeber -

gerade im Cyberspace neu konturiert werden müssen. Aus der Perspektive von

CYBERLEXONOMICS wird zu erforschen sein: Sind "Mein"ungen, die kein

Kommunikator für sich beanspruchen will (Possesivpronomen), genauso

schützenswert [56] wie Meinungen in der REALWORLD, die etwa in einem Vier-

Augen-Verhältnis geäußert und ausgehalten werden müssen? Wie geht ein

Rechtssystem, das mit Meinungs- und Informationsfreiheitsrechten (Art. 5 Abs. 1 S. 1

Alt. 1 u. 2 GG) auf der einen und medialen Freiheiten (Art. 5 Abs. 1 S. 2 u. Abs. 3 GG)

auf der anderen Seite einen "Markt" für "Ideen und Informationen" zugrundelegt mit

der Herausforderung des "negativen Kompetenzkonflikts" um? So geht es doch bei

anonymen "Cybermeinungen" strategisch um die Distanz zur Äußerung - auf Seiten

der "Primärquelle" (des anonymen "Bloggers", "Posters" § 13 Abs. 6 TMG), der

"Sekundärquelle" (etwa des Forumbetreibers, § 10 TMG i.V.m. § 7 Abs. 2 S. 2 und 3

TMG) und der "Tertiärquelle" (etwa des Suchmaschinenbetreibers, § 10 TMG i.V.m. §

7 Abs. 2 S. 2 und 3 TMG). Charakteristisch ist, dass eine Rechtsprechungsübersicht

[57] rechtstatsächlich belegt, dass die erfahrenen Akteure des Cyberspace - die hier

sog. Intermediäre (etwa Suchmaschinenbetreiber, Forenbetreiber, "Provider") - die

Distanz zu "rechtswidrigen" Inhalten suchen, die mittels von ihnen finanzierten

technischen Infrastrukturen disseminiert werden. Diese "Cybermeinungen" finden in

den Streitfällen kein Rechtssubjekt, das bereit ist, für die Wahrhaftigkeit des Contents

(Inhalts) die Haftung zu übernehmen - und/oder für sie zu streiten [58]. Die wenigen

ausgesuchten Fälle belegen zudem, dass die geschädigten Personen erhebliche

Schwierigkeiten hatten, bereits die Beseitigung (angenommen) rechtswidriger Inhalte

durchzusetzen. Zu überprüfen wird sein, ob eine vom BGH derzeit so

zugrundegelegte "Äußerungsfreiheit" im Cyberspace nicht traditionelle

meinungsfreiheitliche Teleologien - wie die der "Quest of Truth" - kontraindiziert und

devaluiert: Äußerungs- contra Meinungsfreiheit? Bis dahin bleibt festzuhalten, dass

eine effektive und effiziente Durchsetzung des Schutzes von (Persönlichkeits-

)Rechten im Cyberspace bisweilen komplex und kostenintensiv ist. Proaktiv ist
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deswegen vorzuschlagen, gemäß einer strategischen Formel vorzugehen:

(2) BAU-Formel: Die hier sogenannte "BAU-Formel" (Beseitigung rechtswidriger

Cyberinhalte, Auskunft über die Primärquelle, Unterlassung rechtswidriger

Cyberinhalte bei der Sekundärquelle (etwa Ärztebewertungsportal) und der

Tertiärquelle (Suchmaschine)) kann - und das ist das vorläufige Ergebnis

höchstrichterlicher Rechtsprechung in Deutschland - gerichtlich nicht durchgesetzt

werden. Mit der Verneinung des Auskunftsanspruchs - die ohne inhaltliche Prüfung

der Rechtswidrigkeit oder Rechtmäßigkeit des disseminierten Contents erfolgt -

muss sich jedes "Opfer" mit der Situation abfinden, dass die "Primärquelle" jederzeit

(an einer anderen Adresse) im Cyberspace wieder aktiv wird. Darüber hinaus stellt

sich bei den Unterlassungsansprüchen die Herausforderung, inwieweit finanzielle

Mächtigkeit sich auch unmittelbar in der Rechtsdurchsetzung spiegelt. Zugespitzt hat

die Antwort auf die Frage: Gilt das Recht des Stärkeren oder die Stärke des Rechts?

das OLG Stuttgart (die Vorinstanz zum BGH), das dem Intermediär und dem

Gesetzgeber noch ins Stammbuch geschrieben hatte: "Es trifft deshalb nicht zu, dass

für Persönlichkeitsrechtsverletzungen und Marken-, Warenzeichen- oder

Urheberrechtsverletzungen unterschiedliche Maßstäbe gelten. Man kann dies

schlagwortartig dahingehend zusammenfassen: Schutzrecht ist Schutzrecht." [59].

Mit diesen Ausführungen, die im Kontext der Notwendigkeit technischer "Schutzfilter"

ergingen, wird die Bedeutung einer auch ökonomischen Analyse deutlich. Im Bereich

des Cyberlaw ist die ökonomische Analyse durch etwa den BGH seit Jahren bekannt.

Herausragender Beleg sind die Ausführungen zur Organisation der

Domainvergabestelle "Denic" aus dem Jahr 2011 [60]. Weil die Werbefinanzierung der

Intermediäre im Cyberspace prägend ist, wird auch die Werbeverweigerung - und das

zugehörige Recht auf "negative Rezipientenfreiheit" - neue (auch ökonomische)

Analysen verlangen.

(3) "Negative Rezipientenfreiheit" [61] unter Einbeziehung des Cyberspace?: In der

Säule der Judikative spielen die aus dem traditionellen Werberecht bekannten

wettbewerbsrechtlichen Argumente auch im Kontext von sozialen Netzwerken (hier

Facebook) jedenfalls in einem jüngeren Urteil des Kammergerichts Berlin [62] eine

entscheidende Rolle. Die Nutzungsbedingungen von Facebook sahen 2010 vor, dass

E-Mail-Kontakte von neuen Facebook Usern (NFU) durch Facebook kontaktiert

werden konnten. Dieser Kontakt erfolgte mit dem Hinweis und der Einladung, sich

deshalb bei Facebook zu registrieren, weil dort der neue Facebook User (NFU)

präsent sei. Es handelt sich um eine Cybervariante der bekannten Schneeballstrategie

- Facebook wirbt in der Akquise für sein Netzwerk mit dem Beitritt des neuen

Facbook Users (NFU), um weitere Klientel zu gewinnen. Hervorzuheben ist zweierlei:

Zum einen hatte der neue Facebook User (NFU) keine Kenntnis davon, dass der

Beworbene kontaktiert werden würde - es handelte sich um einen automatischen

Auslesevorgang des gesamten E-Mailaccounts des NFU. Zum zweiten wusste der

NFU nicht, dass seine Kontakpersonen - die von Facebook Beworbenen - bisher nicht

Facebookuser waren. Facebook ist u.a. werbefinanziert und damit deutet sich bei

Werbebeschränkungen und -verboten bereits die Makroherausforderung des

Forschungsprojekts an:
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(4) Wie geht eine Informationsgesellschaft damit um, dass die Werbung jedenfalls

im Cyberspace mehr "Wirt" als "Gast" ist?. Diese Frage konnte im TRADITIONAL

LAW der REALWORLD noch in umgekehrter Reihenfolge konturiert werden - nämlich

Werbung als "Gast" oder "Wirt"?: [63]  Eine monetäre Währung des Cyberspace ist

DATA CASH (Blankettstrategie). Anders als im Grundlagendokument des 20.

Jahrhunderts - in dem Werbung noch ein Teil medialer Realität war - ist der

Cyberspace genauso technisch fundiert, wie durch die Erwartung und Realisierung

von Werbungs- und Profilierungspotentialen (vor-)finanziert. Nicht zu überschätzende

Bedeutung hat deswegen eine Entscheidung des Europäischen Gerichtshofs vom

13.05.2014 "Google Spain 2014" [64], die für Suchmaschinenbetreiber - die Türöffner

oder Türsteher des Cyberspace - prohibitive Wirkung entfalten kann. Evident können

aus dieser Entscheidung höchst kostenträchtige Filterpflichten und

Anpassungspflichten des Google-Algorithmus folgen, wenn WAHRE SPRACHE ein

"Verfallsdatum" im Cyberspace erhält und insoweit die "Researchability" (die den

Interessen der Werbeindustrie entspricht) eingeschränkt wird [65]. Die Entscheidung

ist potentiell so wegweisend für das Recht auf (die) WA(H)RE SPRACHE im

Cyberspace, dass sie als "Milestone" der zu bewältigenden Herausforderungen

explizit genannt wird.

(5) "Google Spain 2014": Eröffnung des Geltungsbereichs von Unionsrecht für

(globale) Cloudservices wie der BALANCING TEST zwischen

unionsrechtskonformem Datenschutz und mitgliedsstaatlicher Gewährleistung von

Informations- und Medienfreiheiten: Die - aus gegenwärtiger Perspektive -

spektakuläre Entscheidung des Europäischen Gerichtshofs zu "Google Spain 2014"

enthält zwei Wegweiser für Werbung: Zum einen etabliert die Existenz einer

Werbevertriebsagentur von Google in Spanien die Eröffnung des Geltungsbereichs

europäischen Unionsrechts (hier der DS-RL 95/46/EG und des europäischen

Primärrechts (Art. 7, 8 GRCh i.V.m. Art. 6 Abs. 1 EUV) obwohl die Server der Cloud

vermutlich in anderen Staaten zu lokalisieren wären und im Zentrum des Streits die

Datenverarbeitung steht (Art. 2 Abs. 2 DS-RL 95/46/EG, a.a.O. Rn. 43 f.); zum anderen

berührt ein unionsrechtliches "Recht auf Vergessenwerden" maßgeblich die Business

Opportunities und Business Cases des Customer Relationship Managements (CRM).

Ein Beleg dafür, dass es sich bei diesem CYBERLEXONOMICSFALL um

Rechtsprechungs- und rechtswissenschaftliches Neuland handelt ist auch, dass der

Generalanwalt zu einem anderen Ergebnis als der EuGH gelangte [66]. Den Kreis von

Zukunftswissenschaft mit Cyberlaw und Vergangenheit (Geschichte) mit

TRADITIONAL LAW schließt das Beispiel der Medienberichterstattung über russische

"Trolle" [67].

(6) "Trolle" - Ein Beispiel für die Sophistikation traditioneller Propagandastrategien

im Cyberspace: Nach Medienberichten [68] investiert Russland Technologie und

Kapital, um die Meinungsführerschaft (HERDING) in sozialen Netzwerken zu

beeinflussen bzw. zu dominieren. Selbstverständlich ist dies nicht nur als Strategie

eines Staates (Völkerrechtssubjekt), sondern auch als Strategie kommerzieller

Marktteilnehmer vorstellbar. So berichtet die Frankfurter Allgemeine Zeitung von

einem Facebook-Experiment, bei dem 690.000 Nutzer mit manipulierten Nachrichten

konfrontiert wurden [69] Auf wirtschaftlicher Ebene - und nicht staatlicher Ebene -
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findet sich dann die Frage, inwieweit Hotel-, Arzt-, Krankenhaus- und andere

Bewertungssysteme (nicht zuletzt Professorenbewertungssysteme) durch lancierte

Beiträge und Bewertungen beeinflusst werden können und sollen.

Als Ausblick anzukündigen ist: Weitere Beispiele (und ihre fundierte Analyse) bleiben der

Aktualisierung des Grundlagendokuments im Rahmen auch von

WWW.CYBERLEXONOMICS.DE überlassen.

Last but not least: über Transparenz, Kritik und das Ziel

Im Interesse transparenter Kommunikation müssen hinsichtlich des Grundlagendokuments

evidente Defizite a priori eingestanden werden. Die Version des Grundlagendokuments ist

die eingescannte Papierversion der in 1998 eingereichten Habilitationsarbeit, die in dieser

Form auch 1998 nicht für eine Veröffentlichung vorgesehen war. Unangenehme Errata

(Tipp- und Grammatikfehler) hätten bei der Druckfassung des Grundlagendokuments in

einer weiteren Lesung und Überprüfung beseitigt werden sollen. Im Laufe des zweiten

Jahrzehnts des dritten Jahrtausends ist aber gerade hinsichtlich der Ursprungsversion in

nicht redigierter Form qualifiziertes Interesse geäußert worden. Demzufolge erfolgt die

Veröffentlichung nicht in überarbeiteter Version - es handelt sich um ein "documentum

nolens volens eo tempore publicatum". Die Autorin hofft auf das Verständnis der Leser und

teilt ihre Überzeugung, dass "Wissenschaft" als zusammengesetztes Hauptwort durchaus

manchmal mehr durch den Prozesscharakter von "Schaffen" denn den Status von "Wissen"

geprägt ist. Auch die Stationen des Irrtums und des Fehlers sollten Meinungsfreiheit nicht

im Keim entmutigen (Risk of Chill). In diesem Sinne  seien die Leser um Nachsicht gebeten

wie zur Kritik und zu Beiträgen ermutigt.

Vorläufiges Ziel dieses Diskurses (zu dem unter diskurs@cyberlexonomics.de eingeladen

wird) ist die Veröffentlichung eines neuen Texts, der den Titel "WERBUNG, MEINUNG,

CYBERSPACE - EINE NEUE PERSPEKTIVE AUF RECHTSWISSENSCHAFT" trägt. Zu

überprüfen wird nämlich sein, inwieweit der Cyberspace und die konkret formulierte

Forschungsfrage nach der "Quest of Truth" auch neue rechtswissenschaftliche Methoden

(im Vergleich zu 1998) von neuem "Personal"  - CYBERLAWYERS - verlangen [70].

[1] BGH, Urt. v. 27.03.2007, Az. VI ZR 101/06 - "Forum: U.a. Pädophilievorhaltungen ", Rn. 8

unter Verweis auf BGHZ 66, 182, 188 - "Zitierung in TV-Sendung (Panorama)". Nach oben

[2] Siehe etwa "Elektroautohersteller - Tesla gibt seine Patente frei", FAZ (online) v.

13.06.2014 (17.07.2014) und zur "Konterkarierung" von kostenfreien Angeboten im

Cyberspace durch ökonomische Strategien, die juristisch teilweise beharrlich durchgesetzt

wurden V. Schmid/S. Ilie, CyLaw-Report XXXIII / 2010 (Version 2.0): "Strafbarkeit von "Abo-

Fallen"- Betreibern am Beispiel der "kostenpflichtigen" Vermittlung des Zugriffs auf

eigentlich kostenlose Software (Freeware)?" (16.06.2010) - Beschluss des Landgerichts

Frankfurt vom 05.03.2009 – Az.: 5/27 Kls 3330 Js 212484/07 KLs – 12/08 – ; Urteil des

Amtsgerichts Wiesbaden vom 04.08.2008 – Az.: 93 C 619/08 und Urteil des

Bundesgerichtshofs vom 17.07.2003, Az.: I ZR 259/00 (2/2010) (17.07.2014). Nach oben
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[3] BVerfG, Beschl. (Kammer) v. 27.06.2014, Az. 2 BvR 429/12 - "§ 353d Nr. 3 StGB", bei

dem es um die zu frühzeitige (vor der Hauptverhandlung) Veröffentlichung des Wortlauts

(Form) im Cyberspace (Medium) ging. Dies ist ein Beispiel dafür, dass im gegenwärtigen

deutschen Rechtssystem auch für wahre Sprache Veröffentlichungsverbote - gerade im

Cyberspace - bestehen. Entgegen der Devise "form follows function", die voraussetzt, dass

zuerst die Aufgabe bekannt ist und dann die Form der Kommunikation konsekutiv

ausgewählt wird, muss das BVerfG aus dem traditionellen, überkommenen

Veröffentlichungsverbot aus der REALWORLD ("nicht im Wortlaut", "vor der

Hauptverhandlung") auf die Aufgabe auch im Kontext des Cyberspace und einer

veränderten "Cybermedienlandschaft" zurückschließen. Trotz bestehender Kritik in der

Literatur (J.-P. Graf, in: Münchener Kommentar zum StGB, 2. Auflage 2014, § 353d, Rn. 70

m.w.N. zu Literatur und Rechtsprechung) an der Sinnhaftigkeit der Vorschrift verneint der

Kammerbeschluss, dass § 353d Nr. 3 StGB für die Erreichung seiner Ziele (teleologische

Auslegung) "trotz Bestehender Umgehungsmöglichkeiten nicht schlechterdings ungeeignet

sei" (Rn. 29). Nach oben 

[4] Etwa zur Überführung von traditioneller Justiz in die E-Justiz und dem Bedürfnis nach

"Versicherheitlichung" (Securitization) vgl. V. Schmid, New "E-Justice" Law in Germany

since 2013 – A Temple Architecture for an "Agenda of Securitization", in G. S.

Dardick/B.Endicott-Popovsky/P. Gladyshev/T. Kemmerich/C. Rudolph (Hrsg.), Report from

Dagstuhl Seminar 14092 "Digital Evidence and Forensic Readiness" , S. 163 – 167; V.

Schmid, in: Sodan/Ziekow (Hrsg.), VwGO Großkommentar, 4. Aufl. 2014, § 55a Rn. 106.

Nach oben

[5] Ein aktuelles und praxisnahes Beispiel ist die Diskussion um einen Polizeieinsatz bei

einer "antiisraelischen" (deskriptiver und nicht wertender Wortgebrauch) Demonstration.

Als Teil einer polizeilichen Deeskalationsstrategie wird einem friedlich scheinenden

Demonstranten der Lautsprecher "überlassen", um beruhigende Worte an die

Demonstranten zu richten. Die Konsequenz ist, dass die "Meinung" "Kindermörder Israel"

über den polizeilichen Lautsprecher skandiert wird; FAZ, Rhein-Main-Zeitung, 15.07.2014, S.

41. Ein weiteres Beispiel ist die Nutzung sozialer Netzwerke mit dem Ziel von

"Menschenjagd" - verbrämt in einem aktuellen Fall (Juli 2014) als Suche nach dem Täter

des Totschlags an einem Achtjährigen, Spiegel online, Panorama, "Getöteter Achtjähriger in

Freiburg: Polizei warnt vor Aufruf zur Selbstjustiz", 28.07.2014. Die Ambivalenz

technologischer Instrumentalisierung spiegelt sich auch im Recht. Eine "Core Area" des IT-

Sicherheitsrechts - das Verschlüsselungsrecht (dazu J. Gerhards, (Grund)Recht auf

Verschlüsselung?, 2010, S. 148 mit dem Ergebnis, dass ein "absolutes

Verschlüsselungsverbot" die Wesensgehaltsgarantie (Art. 19 Abs. 2 GG) verletzt) - ist

deshalb hinsichtlich bestimmter kyptographischer Technologien auch Gegenstand von

völkerrechtlichen Dual Use-Handelsbeschränkungen und -verboten, siehe etwa The

Wassenaar Arrangement on Export Controls for Conventional Arms and Dual-Use Goods

and Technologies, List of Dual-Use Goods and Technologies and Munition List (WA-LIST

(13) 1, 04-12-2013), S. 72, 86, und Definitionen S. 203, 208. Nach oben

[6] Vgl. V. Schmid, in: Sodan/Ziekow (Hrsg.), VwGO Großkommentar, 4. Aufl. 2014, § 55a

Rn. 39 zum "Malfunction-Management ("MaMa"); Siehe auch den Präsidenten des

Bundesamts für Verfassungsschutz (BfV), der "Kommunikationsdisziplin" einfordert: "Vieles
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kann und sollte im persönlichen Gespräch geklärt werden, ohne Telefon", "Maaßen will

Spionageabwehr gegen befreundete Staaten verstärken", FAZ, 28.07.2014, S. 1. Nach oben

[7] Art. 1 Nr. 2 Gesetz zur Neuregelung des Rechts der elterlichen Sorge vom 18. Juli 1979,

BGBl. I Nr. 42 v. 24.07.1979, S. 1061. Nach oben

[8] BGH, Urt. v. 15.11.2012, Az. I ZR 74/12 – "Morpheus"; BGH, Urt. v. 08.01.2014, Az. I ZR
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[14] EuGH, Urt. v. 08.04.2014, Rs. C 293/12 - Digital Rights Ireland Ltd / Minister for
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oder verarbeitet werden, und zur Änderung der Richtlinie 2002/58/EG, ABl. L 105/54 v.
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Forensic Readiness", S. 163 – 167. Nach oben

[26] Zum Content (1): G. Spindler, Verantwortlichkeit von IT-Herstellern, Nutzern und

Intermediären, Studie im Auftrag des Bundesamts für Sicherheit in der Informationstechnik

(BSI), 2007. Bei dem Fall "Ärtzebewertungsportal" ist hervorzuheben, dass alle Instanzen

nur deswegen von einer rechtswidrigen und unzutreffenden Behauptung ausgehen, weil die

Beweislast dergestalt verteilt wird, dass die "Sekundärquelle" - das Ärztebewertungsportal -

beweisbelastet hinsichtlich der Wahrheit ist und diesen Beweis nicht angetreten hat
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25.01.2006, Az. 25 S 118/05; AG Darmstadt, Urt. v. 30.06.2005, Az. 300 C 397/04; siehe

hierzu auch V. Schmid, CyLaw-Report I: "Speicherung von IP-Adressen - Entscheidung des
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für die Geschäftsbesorgung Privater. Diese muss auf die Rechtsbeziehungen im

Innenbereich beschränkt bleiben. Nach außen kann nur die Behörde auftreten (BVerwG,

DVBl 2012,49)." M. Ronellenfitsch, in: Bader/Ronellenfitsch, BeckOK VwVfG Ed. 23 Stand

01.04.2014, § 1 Rn. 74. Nach oben

[29] Siehe etwa BAG, Urt. v. 21.06.2012, Az. 2 AZR 153/11 - "Gerichtliche Verwertbarkeit

einer Videosurveillance am Arbeitsplatz"; BAG, Beschl. v. 26.08.2008, Az. 1 ABR 16/07 -

"Videosurveillance im Betrieb - Persönlichkeitsrechte der Arbeitnehmer"; ArbG Frankfurt

a.M., Urt. v. 12.07.2012, Az. 19 BV 169/12 – "Gerichtliche Verwertbarkeit einer
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auch EuGH, Urt. v. 27.03.2014 , Rs. C-314/12. siehe. Nach oben
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Rs. C-131/12 – Google Spain SL und Google Inc. gg. Agencia Española de Protección de

Datos (AEPD) u.a.) – "Google Spain 2014". Nach oben#
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[65] R. Schwartmann, Researchability - Verantwortung für Markt und Daten: Das Internet ein

wenig gebremst, 14.05.2014 (23.07.2014). Den enormen ökonomischen Impact der

Entscheidung verdeutlicht die Medienberichterstattung, die am 24.07.2014 - gut zwei

Monate nach der Entscheidung - von mehr als 90.000 Löschanträgen berichtet, "'Recht auf

Vergessenwerden' - Google hat mehr als 90.000 Löschanträge erhalten", FAZ (online). Die

Qualität dieser zentralen Herausforderung für den Suchmaschionenbetreiber verdeutlicht

ein 26teiliger Fragenkatalog der Article 29 Data Protection Working Party, Press Release,

25.07.2014.Nach oben

[66] vgl. Fn. 64. Nach oben

[67] Siehe etwa "Putins Trolle", Süddeutsche Zeitung vom 13.06.2014 (Abrufdatum

30.06.2014), "Putins Trolle schwemmen die Online-Foren" , heise online vom 13.06.2014

(30.06.2014) und "Putin schickt ein ganzen Bataillon bezahlter Agenten ins Netz",

Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 20.06.2014 S. 15. Nach oben 

[68] Zum Begriff "(Internet-)Troll" (30.06.2014) sei (ausnahmsweise) auf den

entsprechenden Artikel bei "Wikipedia" verwiesen. Nach oben

[69] FAZ 05.07.2014, S. 23. Nach oben

[70] Dazu, dass neue Technologien neue Kenntnisse und Methoden verlangen und damit

zum Entstehen neuer Berufsbilder beitragen, vgl. bereits V. Schmid, in: Sodan/Ziekow

(Hrsg.), VwGO Großkommentar, 4. Aufl. 2014, § 55a Rn. 33 zu "Cyberparalegals". Nach

oben

© Prof. Dr. Viola Schmid, LL.M. (Harvard)
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Prof. Dr. Viola Schmid, LL.M. (Harvard)
cyberlexonomics.de/index.php/cyberlexonomics/kontakt

Kontakt

Hessen Deutschland

Kontaktformular

Essentialia zu „CYBERLEXONOMICS“:

CYBERLEXONOMICS ist die Einladung zu transdisziplinärer Forschung über die Suche nach

Wahrheit („Quest of Truth“) in Cyberspace und REALWORLD

Wichtige Informationen zur Nutzung von „CYBERLEXONOMICS“:

Die rechtswissenschaftliche Grundlage des Forschungsprojekts „WERBUNG, MEINUNG,

CYBERSPACE - EINE NEUE PERSPEKTIVE AUF RECHTSWISSENSCHAFT“ ist meine hier

erstmals veröffentlichte Habilitationsarbeit  aus dem Jahr 1998. Es handelt sich um ein

„documentum nolens volens eo tempore publicatum“, das genauso Errata in Form und Stil

aufweist wie authentisch den Manuskriptstatus wiedergibt. Prof. Dr. Viola Schmid, LL.M.

(Harvard)

Schlagwörter:

Garantie Sprache

1/1

http://cyberlexonomics.de/index.php/cyberlexonomics/kontakt
http://cyberlexonomics.de/index.php/cyberlexonomics/projekt
http://cyberlexonomics.de/index.php/grundlagendokument
http://cyberlexonomics.de/index.php/component/k2/itemlist/tag/Garantie
http://cyberlexonomics.de/index.php/component/k2/itemlist/tag/Sprache


Impressum
cyberlexonomics.de/index.php/cyberlexonomics/impressum

Angaben nach § 5 Telemediengesetz (TMG) und § 2 Dienstleistungs-Informationspflichten-

Verordnung (DL-InfoV):

Verantwortliche Herausgeberin: Viola Schmid

Viktoriastr. 25 in 64293 Darmstadt

E-Mail: diskurs@cyberlexonomics.de

Framework: GAVERN Framework

Haftungsausschluss

"CYBERLEXONOMICS" (Viola Schmid) übernimmt keinerlei Gewähr für die Aktualität,

Korrektheit, Vollständigkeit oder Qualität der bereitgestellten Informationen.

Haftungsansprüche gegen "CYBERLEXONOMICS", welche sich auf Schäden materieller

oder ideeller Art beziehen, die durch die Nutzung oder Nichtnutzung der dargebotenen

Informationen bzw. durch die Nutzung fehlerhafter und unvollständiger Informationen

verursacht wurden, sind grundsätzlich ausgeschlossen, sofern seitens

"CYBERLEXONOMICS" kein nachweislich vorsätzliches oder grob fahrlässiges Verschulden

vorliegt. Alle Angebote sind freibleibend und unverbindlich. "CYBERLEXONOMICS" behält es

sich ausdrücklich vor, Teile oder das gesamte Internetangebot ohne gesonderte

Ankündigung zu verändern, zu ergänzen, zu löschen oder die Veröffentlichung zeitweise

oder endgültig einzustellen. 

Verweise und Links

"CYBERLEXONOMICS" (Viola Schmid) ist als Inhaltsanbieter für die "eigenen Inhalte", die

sie zur Nutzung bereithält, nach den allgemeinen Gesetzen verantwortlich. Von diesen

eigenen Inhalten sind Querverweise ("Links") auf die von anderen Anbietern

bereitgehaltenen Inhalte zu unterscheiden. Durch den Querverweis hält

"CYBERLEXONOMICS" insofern "fremde Inhalte" zur Nutzung bereit, die in dieser Weise

gekennzeichnet sind: Bei "Links" handelt es sich stets um "lebende" (dynamische)

Verweisungen. "CYBERLEXONOMICS" hat bei der erstmaligen Verknüpfung zwar den

fremden Inhalt daraufhin überprüft, ob durch ihn eine mögliche zivilrechtliche oder

strafrechtliche Verantwortlichkeit ausgelöst wird. "CYBERLEXONOMICS" überprüft aber die

Inhalte, auf die sie in ihrem Angebot verweist, nicht ständig auf Veränderungen, die eine

Verantwortlichkeit neu begründen könnten. Wenn "CYBERLEXONOMICS" feststellt oder von

anderen darauf hingewiesen wird, dass ein konkretes Angebot, zu dem ein Link

bereitgestellt wurde, eine zivil- oder strafrechtliche Verantwortlichkeit auslöst, wird der

Verweis auf dieses Angebot aufgehoben.

Hinsichtlich der Verweise und Links ist festzustellen: Dieser Disclaimer wird mit

freundlicher Genehmigung des Datenschutzbeauftragten Berlin verwendet.
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Urheber- und Kennzeichenrecht

Die Kopierrechte für veröffentlichte, von "CYBERLEXONOMICS" (Viola Schmid)

selbsterstellte Objekte bleiben allein bei ihr. Eine Vervielfältigung oder Verwendung solcher

Grafiken und Texte in anderen elektronischen oder gedruckten Publikationen ist ohne

ausdrückliche Zustimmung von "CYBERLEXONOMICS" nicht gestattet.

Datenschutz

Sofern innerhalb des Internetangebotes die Möglichkeit zur Eingabe persönlicher oder

geschäftlicher Daten (E-Mail-Adressen, Namen, Anschriften) besteht, so erfolgt die

Preisgabe dieser Daten seitens des Nutzers auf ausdrücklich freiwilliger Basis. Die Nutzung

der im Rahmen des Impressums oder vergleichbarer Angaben veröffentlichten

Kontaktdaten wie Postanschriften, Telefon-, Mobil- und Faxnummern sowie E-Mail-

Adressen durch Dritte zur Übersendung von nicht ausdrücklich angeforderten

Informationen ist nicht gestattet. Rechtliche Schritte gegen die Versender von sogenannten

Spam-Mails bei Verstößen gegen dieses Verbot sind ausdrücklich vorbehalten.
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Grundlagendokument: „Werbung als Meinung?“
cyberlexonomics.de/index.php/grundlagendokument

- Habilitationsarbeit aus dem Jahr 1998 -

Formalia: Das „Grundlagendokument“ ist die im

Sommer 1998 beim Fachbereich

Rechtswissenschaft der Freien Universität Berlin

eingereichte Habilitation von Dr. Viola Schmid, LL.M.

(Harvard). Sie trägt den Titel  „Werbung als

Meinung? - Eine Studie zum Schutz von Werbung

im Grundgesetz, in der Europäischen

Menschenrechts-konvention, im

Gemeinschaftsrecht und im Verfassungsrecht der

Vereinigten Staaten von Amerika“. Zum Lebenslauf

der Habilitandin sei auf die Fachgebietsseite an der

Technischen Universität Darmstadt verwiesen. Der

Habilitationsvortrag und die Aussprache erfolgten

am 27.01.1999. Erstgutachter der Habilitation war

Prof. Dr. Helmut Lecheler (Dipl.-Kfm.) und Zweitgutachter Prof. Dr. Philip Kunig.

Publikation: Die Arbeit wird erstmals im Juli 2014 hier veröffentlicht. Die 16 Seiten

Gliederung werden unter dem Menü „Gliederung“ und die folgenden 823 Seiten kapitelweise

unter entsprechenden Menüpunkten strukturiert präsentiert. Die Skizzen/Tabellen/Anlagen

(Attachments) und das Literaturverzeichnis werden derzeit (Stand Juli 2014) auch im

Hinblick auf die Fortschreibung des Projekts mit dem Titel „WERBUNG, MEINUNG,

CYBERSPACE - EINE NEUE PERSPEKTIVE AUF RECHTSWISSENSCHAFT“ geprüft und

überarbeitet. Auch insoweit sind aber bereits Menüpunkte vorgesehen, die bei diesem WiP

(Work in Progress) in der Zukunft ergänzt werden. Hervorzuheben ist, dass dieses „Forum“

ein dynamisches Dokument ist. Es soll und wird aktualisiert werden und deswegen sind in

einer Blankettstrategie bereits Platzhalter für zukünftige Inhalte in das Forumsdesign

integriert. Ein Beispiel ist die für das Grundlagendokument vorgesehene Verschlagwortung.

Sie wird derzeit (Juli 2014) in der Form von „Bausteinen“ auf der rechten Seite des

„Forums“ angezeigt: Die ersten Begriffe lauten „Sprache “ und „Garantie“ (verkürzt für

„effektiver Grantiebereich“). Diese Schlagworte können in alphabetisch aufstiegender

Reihenfolge in den einzelnen Kapiteln nachverfolgt werden. Diese vom Content-

Management-System vorgegebene Reihung führt dazu, dass etwa folgende Reihenfolge

angezeigt wird: „Drittes Kapitel“, „Erstes Kapitel“, „Fünftes Kapitel“, „Gliederung“, etc.

Evident ist, dass mit der Fortschreibung als dynamisches Dokument konsequenterweise

eine differenzierte Verschlagwortung einhergehen wird. Ähnliches gilt für die Verlinkung.

Für weitere Versionen des „Forums“ ist der Ausbau von Link-Nachweisen (in den Fußnoten)

vorgesehen.

Versionierung: Im Juli 2014 ist die erste Version dieses „Marktplatzes für Ideen “ erstellt

worden.
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Caveat (Gebrauchshinweis): Bei den 16 Seiten Gliederung und den folgenden 823 Seiten

handelt es sich um die eingescannte Papierversion der in 1998 eingereichten Arbeit, die in

dieser Form 1998 - und auch gegenwärtig  -  nicht für eine Veröffentlichung vorgesehen

war. Unangenehme Errata (Tipp- und Grammatikfehler, sowie sprachliche Glättungen und

fehlende (Komfort-)Verweisungen) hätten, nachdem die Schrift 1999 als

Habilitationsleistung angenommen wurde, bei der Druckfassung des

Grundlagendokuments in einer weiteren Lesung und Überprüfung verbessert werden

sollen. Im Laufe des zweiten Jahrzehnts des dritten Jahrtausends ist aber gerade

hinsichtlich der Ursprungsversion in nicht redigierter Form qualifiziertes Interesse geäußert

worden. Dem zu Folge erfolgt die Veröffentlichung nicht in überarbeiteter Version - es

handelt sich um ein „documentum nolens volens eo tempore publicatum“. Die Autorin hofft

auf das Verständnis der Leser und teilt ihre Überzeugung, dass „Wissenschaft“ als

zusammengesetztes Hauptwort durchaus manchmal mehr durch den Prozesscharakter

von „Schaffen“ denn den Status von „Wissen“ geprägt ist. Auch die Stationen des Irrtums

und des Fehlers sollten Meinungs- und Forschungsfreiheit (Art. 5 Abs. 1 S. 1 Alt. 1 und Art.

5 Abs. 3 S. 1 GG) nicht im Keim entmutigen (Risk of Chill). In diesem Sinne seien die Leser

um Nachsicht gebeten wie zur Kritik und zu Beiträgen ermutigt - und so eine Bitte um

Verständnis und kritische Begleitung formuliert. „Versöhnen“ mag vielleicht auch die

Ankündigung: Als dynamisches Dokument werden in einer weiteren Version

„Korrekturblasen“ eingefügt werden, die diese Suboptimalitäten beseitigen und die

Verständlichkeit erhöhen bzw. erleichtern sollen. U.a. wegen dieser projektierten

Verbesserungen und Glättungen ist auch die Entscheidung gefallen, derzeit keine

Druckrechte einzuräumen. "Kompensierend" ermöglicht ein „Kontakformular“ individuelle

Kritik und Feedback.

Zitieretikette: Grundsätzlich wird unterschieden zwischen Inhalten, die nur online offeriert

werden und dem Grundlagendokument, das in eingescannter Form mit

Papierseitennummerierung vorliegt.

Grundlagendokument: V. Schmid (1998), Cyberlexonomics – Grundlagendokument:

„Werbung als Meinung?“, Kapitel […], Seite […], URL: […] (Abrufdatum).

Neuere, nur online offerierte Inhalte: Ein Beispiel für den Menüpunkt

„CYBERLEXONOMICS“: V. Schmid, Cyberlexonomics – Eine Forschungsperspektive,

URL: http://www.cyberlexonomics.de/index.php (Abrufdatum) oder für den

Menüpunkt „Projekt“: V. Schmid, Cyberlexonomics – „Werbung, Meinung, Cyberspace

– Eine neue Perspektive auf Rechtswissenschaft“, URL:

http://www.cyberlexonomics.de/index.php/cyberlexonomics/projekt (Abrufdatum).

© Prof. Dr. Viola Schmid, LL.M. (Harvard)

Schlagwörter
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Gliederung
cyberlexonomics.de/index.php/grundlagendokument/gliederung

© Prof. Dr. Viola Schmid, LL.M. (Harvard)

Schlagwörter

Essentialia zu „CYBERLEXONOMICS“:

CYBERLEXONOMICS ist die Einladung zu transdisziplinärer Forschung über die Suche nach

Wahrheit („Quest of Truth“) in Cyberspace und REALWORLD

Wichtige Informationen zur Nutzung von „CYBERLEXONOMICS“:

Die rechtswissenschaftliche Grundlage des Forschungsprojekts „WERBUNG, MEINUNG,

CYBERSPACE - EINE NEUE PERSPEKTIVE AUF RECHTSWISSENSCHAFT“ ist meine hier

erstmals veröffentlichte Habilitationsarbeit  aus dem Jahr 1998. Es handelt sich um ein

„documentum nolens volens eo tempore publicatum“, das genauso Errata in Form und Stil

aufweist wie authentisch den Manuskriptstatus wiedergibt. Prof. Dr. Viola Schmid, LL.M.

(Harvard)

Schlagwörter:

Garantie Sprache
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Erstes Kapitel
cyberlexonomics.de/index.php/grundlagendokument/erstes-kapitel

EINLEITUNG

Abstract des ersten Kapitels:

Als WiP (Work in Progress) sollen hier in weiteren

Versionen diejenigen Ideen extrahiert werden,

die nachhaltige Bedeutung auch aus der Sicht

von 2014 ff. und

die Grundlagenpotential auch für zukünftige

Forschung haben.

© Prof. Dr. Viola Schmid, LL.M. (Harvard)

Schlagwörter
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Zweites Kapitel
cyberlexonomics.de/index.php/grundlagendokument/zweites-kapitel

UNTERSUCHUNGSGEGENSTAND UND

DEFINITIONEN

Abstract des zweiten Kapitels:

Als WiP (Work in Progress) sollen hier in weiteren

Versionen diejenigen Ideen extrahiert werden,

die nachhaltige Bedeutung auch aus der Sicht

von 2014 ff. und

die Grundlagenpotential auch für zukünftige

Forschung haben.

© Prof. Dr. Viola Schmid, LL.M. (Harvard)

Schlagwörter
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Drittes Kapitel
cyberlexonomics.de/index.php/grundlagendokument/drittes-kapitel

STRUKTUREN DER KOMMUNIKATIONSPOLITIK UND

IHRER RECHTLICHEN BEURTEILUNG (DURCH DAS

UWG)

Abstract des dritten Kapitels:

Als WiP (Work in Progress) sollen hier in weiteren

Versionen diejenigen Ideen extrahiert werden,

die nachhaltige Bedeutung auch aus der Sicht

von 2014 ff. und

die Grundlagenpotential auch für zukünftige

Forschung haben.

© Prof. Dr. Viola Schmid, LL.M. (Harvard)

Schlagwörter
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Viertes Kapitel
cyberlexonomics.de/index.php/grundlagendokument/viertes-kapitel

„FREEDOM OF COMMERCIAL SPEECH DOCTRINE “

IM VERFASSUNGSRECHT DER VEREINIGTEN

STAATEN VON AMERIKA

Abstract des vierten Kapitels:

Als WiP (Work in Progress) sollen hier in weiteren

Versionen diejenigen Ideen extrahiert werden,

die nachhaltige Bedeutung auch aus der Sicht

von 2014 ff. und

die Grundlagenpotential auch für zukünftige

Forschung haben.

© Prof. Dr. Viola Schmid, LL.M. (Harvard)

Schlagwörter
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Fünftes Kapitel
cyberlexonomics.de/index.php/grundlagendokument/fuenftes-kapitel

SCHUTZ KOMMERZIELLER SPRACHE -

INSBESONDERE DER WERBUNG - IN ART. 10 DER

EUROPÄISCHEN MENSCHENRECHTSKONVENTION

(EMRK)

Abstract des fünften Kapitels:

Als WiP (Work in Progress) sollen hier in weiteren

Versionen diejenigen Ideen extrahiert werden,

die nachhaltige Bedeutung auch aus der Sicht

von 2014 ff. und

die Grundlagenpotential auch für zukünftige

Forschung haben.

© Prof. Dr. Viola Schmid, LL.M. (Harvard)

Schlagwörter
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Sechstes Kapitel
cyberlexonomics.de/index.php/grundlagendokument/sechstes-kapitel

MARKETING-MIX UND KOMMERZIELLE SPRACHE

AUS GEMEINSCHAFTSRECHTLICHER PERSPEKTIVE

Abstract des sechsten Kapitels:

Als WiP (Work in Progress) sollen hier in weiteren

Versionen diejenigen Ideen extrahiert werden,

die nachhaltige Bedeutung auch aus der Sicht

von 2014 ff. und

die Grundlagenpotential auch für zukünftige

Forschung haben.

© Prof. Dr. Viola Schmid, LL.M. (Harvard)

Schlagwörter
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Siebtes Kapitel
cyberlexonomics.de/index.php/grundlagendokument/siebtes-kapitel

WERBUNG (ALS MEINUNG) IM GRUNDGESETZ

Abstract des siebten Kapitels:

Als WiP (Work in Progress) sollen hier in weiteren

Versionen diejenigen Ideen extrahiert werden,

die nachhaltige Bedeutung auch aus der Sicht

von 2014 ff. und

die Grundlagenpotential auch für zukünftige

Forschung haben.

© Prof. Dr. Viola Schmid, LL.M. (Harvard)

Schlagwörter
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Attachment
cyberlexonomics.de/index.php/grundlagendokument/attachment

WiP (Work in Progress)

© Prof. Dr. Viola Schmid, LL.M. (Harvard)

Essentialia zu „CYBERLEXONOMICS“:

CYBERLEXONOMICS ist die Einladung zu transdisziplinärer Forschung über die Suche nach

Wahrheit („Quest of Truth“) in Cyberspace und REALWORLD

Wichtige Informationen zur Nutzung von „CYBERLEXONOMICS“:

Die rechtswissenschaftliche Grundlage des Forschungsprojekts „WERBUNG, MEINUNG,

CYBERSPACE - EINE NEUE PERSPEKTIVE AUF RECHTSWISSENSCHAFT“ ist meine hier

erstmals veröffentlichte Habilitationsarbeit  aus dem Jahr 1998. Es handelt sich um ein

„documentum nolens volens eo tempore publicatum“, das genauso Errata in Form und Stil

aufweist wie authentisch den Manuskriptstatus wiedergibt. Prof. Dr. Viola Schmid, LL.M.

(Harvard)

Schlagwörter:

Garantie Sprache
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Literaturverzeichnis
cyberlexonomics.de/index.php/grundlagendokument/literaturverzeichnis

WiP (Work in Progress)

© Prof. Dr. Viola Schmid, LL.M. (Harvard)

Essentialia zu „CYBERLEXONOMICS“:

CYBERLEXONOMICS ist die Einladung zu transdisziplinärer Forschung über die Suche nach

Wahrheit („Quest of Truth“) in Cyberspace und REALWORLD

Wichtige Informationen zur Nutzung von „CYBERLEXONOMICS“:

Die rechtswissenschaftliche Grundlage des Forschungsprojekts „WERBUNG, MEINUNG,

CYBERSPACE - EINE NEUE PERSPEKTIVE AUF RECHTSWISSENSCHAFT“ ist meine hier

erstmals veröffentlichte Habilitationsarbeit  aus dem Jahr 1998. Es handelt sich um ein

„documentum nolens volens eo tempore publicatum“, das genauso Errata in Form und Stil

aufweist wie authentisch den Manuskriptstatus wiedergibt. Prof. Dr. Viola Schmid, LL.M.

(Harvard)

Schlagwörter:

Garantie Sprache
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Widmung
cyberlexonomics.de/index.php/widmung

Nach der Blankettstrategie ist für das Forum CYBERLEXONOMICS für die Zukunft auch die

Veröffentlichung einer Widmung vorgesehen - WiP (Work in Progress).

Essentialia zu „CYBERLEXONOMICS“:

CYBERLEXONOMICS ist die Einladung zu transdisziplinärer Forschung über die Suche nach

Wahrheit („Quest of Truth“) in Cyberspace und REALWORLD

Wichtige Informationen zur Nutzung von „CYBERLEXONOMICS“:

Die rechtswissenschaftliche Grundlage des Forschungsprojekts „WERBUNG, MEINUNG,

CYBERSPACE - EINE NEUE PERSPEKTIVE AUF RECHTSWISSENSCHAFT“ ist meine hier

erstmals veröffentlichte Habilitationsarbeit  aus dem Jahr 1998. Es handelt sich um ein

„documentum nolens volens eo tempore publicatum“, das genauso Errata in Form und Stil

aufweist wie authentisch den Manuskriptstatus wiedergibt. Prof. Dr. Viola Schmid, LL.M.

(Harvard)

Schlagwörter:

Garantie Sprache
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http://cyberlexonomics.de/index.php/widmung
http://cyberlexonomics.de/index.php/cyberlexonomics/projekt
http://cyberlexonomics.de/index.php/grundlagendokument
http://cyberlexonomics.de/index.php/widmung/itemlist/tag/Garantie
http://cyberlexonomics.de/index.php/widmung/itemlist/tag/Sprache
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